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INFORMATIONEN ZUR AUSSCHREIBUNG
{Compa ny.Logo}

Es ist beabsichtigt, die in anliegender Leistungsbeschreibung bezeichneten Leistungen im Namen
und für Rechnung des unten angegebenen Auftraggebers zu vergeben. Einzelheiten ergeben sich
aus den Vergabeunterlagen.

INFORMATIONEN
ALLGEMEIN

Auftragsnummer 26_024 IT 

Maßnahme

Maßnahme Nummer

Auftragsbezeichnung DriveLock Lizenzen 

Auftragsbeschreibung Beschaffung, Bereitstellung, Einrichtung und betriebsbereite Einführung einer zentral administrierbaren
DriveLock Endpoint-Security-Lösung als Sovereign-Cloud-Dienst für 8.500 Endpunkte. Schwerpunkt ist
zunächst die Einführung von DriveLock Application Control zur kontrollierten Ausführung von
Anwendungen, Skripten und weiteren ausführbaren Inhalten. Ergänzend sind die Einrichtung des Cloud
Tenants, Technical Account Management, ein Inbetriebnahme-Workshop sowie die spätere Einführung
von DriveLock Device Control vorgesehen. Die Lösung wird auf STACKIT betrieben und soll in die
bestehende IT- und Sicherheitsarchitektur integriert werden 

VERFAHREN

Auftraggeber IT des Bezirks Oberbayern GmbH 

Weitere Auftraggeber

Auftraggebertyp Öffentlicher Auftraggeber 

Liefer-/Ausführungsort 85540  Haar

Leistungsart Lieferleistung 

Vergabeart Offenes Verfahren (EU)  (VgV) 

VERFAHRENSEIGENSCHAFTEN

Losweise Vergabe Nein 

Art der losweisen Vergabe

Höchstzahl der Lose pro Angebot

Zuschlagskriterium Niedrigster Preis 

Klassifizierungen Code Bezeichnung

48000000-8 Softwarepaket und Informationssysteme

48517000-5 IT-Softwarepaket

ANGEBOTE

Mehrere Hauptangebote
zugelassen

Mehrere Hauptangebote sind nicht zulässig 

Nebenangebote Nebenangebote sind nicht zugelassen 

Nachlass Ja 

Skonto zugelassen Ja 

Skonto Zahlungsziel 21  Tag(e)

Verwendung elektronischer Mittel Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf nur elektronisch erfolgen 

URL für elektronische Angebote https://portal.deutsche-e vergabe.de 

Zulässige Signaturen Textform nach §126b BGB 

SONSTIGE ANGABEN

Vertragsart Sonstige 

TERMINE
ALLGEMEIN

Vorausgegangene Vorinformation Nein 

Besondere Dringlichkeit Nein 

BEKANNTMACHUNG

Vorinformation

Bekanntmachung 06.11.2026 

ANGEBOTE UND BEWERTUNG
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Angebotsfrist 10.12.2026 10:00:00 

Frist Bieterfragen 03.12.2026 10:00 

Eröffnungstermin 

Bindefrist 31.01.2027 

Versand Vorabinformation

AUFTRAGSDAUER

Beginn

Ende

Anmerkungen Die Lieferung / Bereitstellung der beauftragten Softwarelizenzen sowie des Cloud Tenants hat
spätestens innerhalb von 14 Kalendertagen nach Zuschlag beziehungsweise Auftragserteilung zu
erfolgen. Laufzeiten siehe Leistungsbeschreibung. 

ELEKTRONISCHE TEILNAHME
 Bitte melden Sie sich auf der Bekanntmachungsplattform unter
    https://portal.deutsche-e vergabe.de
mit Ihrem Benutzernamen und Ihrem Passwort an.

 Sofern Sie im System noch nicht registriert sind, können Sie dies auf der Plattform vornehmen.
Die Registrierung ist kostenfrei.

 Anschließend können Sie auf der Startseite bspw. nach dem Titel des Verfahrens über die Direktsuche als Suchbegriff suchen. Folgen Sie
anschließend der Anleitung im System, um an dem Verfahren teilzunehmen.

BIETERFRAGEN
 Bieterfragen müssen bis spätestens 03.12.2026 10:00 Uhr eingegangen sein.
Für später eingehende Fragen wird deren Beantwortung nicht zugesichert.
Bieterfragen müssen unter "Nachrichten" im eVergabe Bieterassistenten gestellt, sowie Antworten dort geprüft werden.
Den Assistenten erreichen Sie unter folgender Adresse: https://portal.deutsche-e vergabe.de
Fragen auf anderen Kommunikationswegen, wie telefonische, schriftliche oder E-Mail Anfragen werden nicht beantwortet.

 Hinweis: Sie erhalten unmittelbar nach Beantwortung einer Bieterfrage eine Benachrichtigung per E-Mail über das Vorliegen von
Antworten im Bieterassistenten. Sie müssen daher alle Antworten im Assistenten prüfen und dort zur Kenntnis nehmen.
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Vergabestelle 

 

Kliniken des Bezirks Oberbayern - Kommunalunternehmen 

Vergabestelle 

Prinzregentenstraße 18 

80538 München 

 

 

 

 

 

 

Aufforderung zur Abgabe eines Angebots 

(Vergabeverfahren gemäß VgV) 

 

Maßnahme Offenes Verfahren 

Leistung DriveLock 

Geschäftszeichen 26_024 IT 

 

Anlagen und Unterlagen 

 

A) die beim Bieter verbleiben und im Vergabeverfahren zu beachten sind: 

☒   L 212 EU Bewerbungsbedingungen EU 

☒    Datenschutzhinweise / Datenverarbeitung 

 

B) die beim Bieter verbleiben und Vertragsbestandteil werden: 

☒   Leistungsbeschreibung, Anlage Beschaffungsgegenstand, Leistungsverzeichnis/Preisblatt 

☒   EVB-IT Cloud AGB 

☒   MGUi Verhaltenskodex für Lieferanten Rev. 1 

 

C) die, soweit erforderlich ausgefüllt, mit dem Angebot einzureichen sind: 

☒   Leistungsverzeichnis, Preisblatt mit ggf. geforderten Anlagen (als xlxs sowie pdf – Datei) 

sowie ggf. Produktdatenblätter 

☒   L1240 Eigenerklärung zur Eignung  

☒   Nachweis aktueller Hersteller- oder Partnernachweis von DriveLock mit dem Partnerlevel 

„Expert“ 

☒   Fragebogen LkSG 

☒   L234 Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft 

☒   L235 Verzeichnis der Leistungen/Kapazitäten anderer Unternehmen 

☒   Auskunft Wettbewerbsregister 

☒   Erklärung Bezug Russland 

 

D) die ausgefüllt auf gesondertes Verlangen der Vergabestelle einzureichen sind: 

☒   L236 Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen 

 

 

 

Vergabeart: 

☒  offenes Verfahren 

☐  nicht offenes Verfahren 

☐  wettbewerblicher Dialog 

☐  Verhandlungsverfahren  

Ende der Fragefrist: 03.12.2026 / 
10:00 Uhr 
Ende der Angebotsfrist: 10.12.2026 / 
10:00 Uhr 
Ende der Bindefrist: 31.01.2027 
Leistungsbeginn: mit 
Zuschlagserteilung 
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1 Es ist beabsichtigt, die in beiliegender Leistungsbeschreibung verzeichneten Leistung  

 zu vergeben im Namen und Rechnung für: 

 

IT des Bezirks Oberbayern GmbH 

Richard-Reitzner-Allee 1 

85540 Haar 

 

 

2 Auskünfte 

 

Erteilung von Auskünften erfolgt ausschließlich elektronisch über die Bieterkommunikation der 

eVergabe. 

 

3 Losweise Vergabe: 

 ☒ nein 

 

4 Mehrere Hauptangebote  

 Die Abgabe von mehr als einem Hauptangebot 

 ☒ ist nicht zugelassen. 

 

5 Nebenangebote 

5.1 ☒  Nebenangebote sind nicht zugelassen, Nr. 5 der Bewerbungsbedingungen EU gilt nicht. 

 

6 Angebotswertung 

Das Zuschlagskriterium ist der Preis 

 

7 Angebote können abgegeben werden: 

 ☒  elektronisch über die Vergabeplattform 

 

8 Angebotsabgabe  

Falls Sie nicht die Absicht haben, ein Angebot abzugeben, werden Sie gebeten, die 

Vergabestelle baldmöglichst davon zu unterrichten.  

Bei elektronischer Angebotsübermittlung in Textform ist der Bieter und die natürliche Person, 

die die Erklärung abgibt, zu benennen; falls vorgegeben, ist das Angebot mit der geforderten 

Signatur zu versehen. Das Angebot ist zusammen mit den Anlagen bis zum Ablauf der 

Angebotsfrist über die Vergabeplattform der Vergabestelle zu übermitteln. 

 

9 Behörde, an die sich der Bewerber oder Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße  

 Gegen die Vergabebestimmungen wenden kann: 

 Vergabekammer (§156 GWB) 

Vergabekammer Südbayern, 80534 München, Tel 089/2176-2411, Fax 089/2176-2847 

 

Der Antrag ist zulässig, solange die Vergabestelle noch keinen wirksamen Zuschlag erteilt hat. 
Ein wirksamer Zuschlag kann erst erteilt werden, nachdem die Vergabestelle die unterlegenen 
Bieter über die beabsichtigte Zuschlagserteilung mit den nach § 134 GWB erforderlichen 
Angaben informiert hat und 15 Kalendertage bzw. bei der Versendung der Information per Fax 
oder auf elektronischem Weg 10 Kalendertage vergangen sind (§§ 134, 135 GWB). Ein 
Nachprüfungsantrag ist unzulässig, wenn der Antragsteller die geltend gemachten Verstöße 
gegen Vergabevorschriften bereits vor Einreichen des Nachprüfungsantrages erkannt und 
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gegenüber der Vergabestelle nicht innerhalb einer Frist von 10 Kalendertagen gerügt hat bzw. 
wenn der Antragsteller Vergabeverstöße, die bereits aufgrund der Bekanntmachung oder den 
Vergabeunterlagen erkennbar waren, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der 
Bekanntmachung benannten Frist zur Angebotsabgabe gerügt hat. Ferner ist ein 
Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn mehr als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung 
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind (§ 160 Abs. 3 GWB). 

 

5



 
 
 
 

L 212 EU 
  (VgV - Bewerbungsbedingungen – EU) 
 

VHL Bayern – Stand Oktober 2021 Seite 1 von 3 L 212 EU 

 

Bewerbungsbedingungen für die Vergabe von Leistungen 

Hinweis: Das Vergabeverfahren erfolgt nach der Vergabeverordnung - VgV 

 
1 Mitteilung von Unklarheiten in den Vergabeunterlagen  
Enthalten die Vergabeunterlagen nach Auffassung des Unternehmens Unklarheiten, Unvollständigkei-
ten oder Fehler, so hat es unverzüglich die Vergabestelle vor Angebotsabgabe in Textform darauf hin-
zuweisen.  
 
2 Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen  
Angebote von Bietern, die sich im Zusammenhang mit diesem Vergabeverfahren an einer unzulässigen 
Wettbewerbsbeschränkung beteiligen, werden ausgeschlossen.  
Zur Bekämpfung von Wettbewerbsbeschränkungen hat der Bieter auf Verlangen Auskünfte darüber zu 
geben, ob und auf welche Art der Bieter wirtschaftlich und rechtlich mit Unternehmen verbunden ist.  
 
3 Angebot  
3.1 Das Angebot ist in deutscher Sprache abzufassen.  
 
3.2 Für das Angebot sind die von der Vergabestelle vorgegebenen Vordrucke zu verwenden. Das 
Angebot ist bis zu dem von der Vergabestelle angegebenen Ablauf der Angebotsfrist einzureichen. Ein 
nicht form- oder fristgerecht eingereichtes Angebot wird ausgeschlossen.  
 
3.3 Eine selbstgefertigte Abschrift oder Kurzfassung des Leistungsverzeichnisses ist zulässig. Die von 
der Vergabestelle vorgegebene Langfassung des Leistungsverzeichnisses ist allein verbindlich.  
 
3.4 Unterlagen, die von der Vergabestelle nach Angebotsabgabe verlangt werden, sind zu dem von der 
Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt einzureichen.  
 
3.5 Alle Eintragungen müssen dokumentenecht sein.  
 
3.6 Ein Bieter, der in seinem Angebot die von ihm tatsächlich für einzelne Leistungspositionen 
geforderten Einheitspreise auf verschiedene Einheitspreise anderer Leistungspositionen verteilt, 
benennt nicht die von ihm geforderten Preise. Deshalb werden Angebote, bei denen der Bieter die 
Einheitspreise einzelner Leistungspositionen in „Mischkalkulationen“ auf andere Leistungspositionen 
umlegt, grundsätzlich von der Wertung ausgeschlossen.  
 
3.7 Entspricht der Gesamtbetrag einer Ordnungszahl (Position) nicht dem Ergebnis der Multiplikation 
von Mengenansatz und Einheitspreis, so ist der Einheitspreis maßgebend. 
 
3.8 Alle Preise sind in Euro mit höchstens drei Nachkommastellen anzugeben.  
Die Preise (Einheitspreise, Pauschalpreise, Verrechnungssätze usw.) sind ohne Umsatzsteuer anzu-
geben. Der Umsatzsteuerbetrag ist unter Zugrundelegung des geltenden Steuersatzes am Schluss des 
Angebotes hinzuzufügen.  
Es werden nur Preisnachlässe gewertet, die  
- ohne Bedingungen als Vomhundertsatz auf die Abrechnungssumme gewährt werden und  
- an der im Angebotsschreiben bezeichneten Stelle aufgeführt sind.  
Nicht zu wertende Preisnachlässe bleiben Inhalt des Angebotes und werden im Fall der Auftragsertei-
lung Vertragsinhalt.  
 
4 Unterlagen zum Angebot  
4.1 Der Bieter hat auf Verlangen der Vergabestelle Unterlagen zur Preisermittlung zu dem von der 
Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt vorzulegen. Dies gilt auch für Leistungen anderer Unternehmen.  
 
4.2 Soweit Bescheinigungen verlangt werden, ist für Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache 
abgefasst sind, eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen. 
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5 Nebenangebote  
5.1 Soweit Nebenangebote zugelassen sind, müssen sie die geforderten Mindestanforderungen 
erfüllen; dies ist mit Angebotsabgabe nachzuweisen.  
 
5.2 Der Bieter hat die in Nebenangeboten enthaltenen Leistungen eindeutig und erschöpfend zu 
beschreiben; die Gliederung des Leistungsverzeichnisses ist, soweit möglich, beizubehalten.  
Nebenangebote müssen alle Leistungen umfassen, die zu einer einwandfreien Ausführung der Leistung 
erforderlich sind.  
Soweit der Bieter eine Leistung anbietet, deren Ausführung nicht in den Vergabeunterlagen geregelt ist, 
hat er im Angebot entsprechende Angaben über Ausführung und Beschaffenheit dieser Leistung zu 
machen.  
 
5.3 Nebenangebote sind, soweit sie Teilleistungen (Positionen) des Leistungsverzeichnisses 
beeinflussen (ändern, ersetzen, entfallen lassen, zusätzlich erfordern), nach Mengenansätzen und 
Einzelpreisen auf-zugliedern (auch bei Vergütung durch Pauschalsumme).  
 
5.4 Nebenangebote, die den Nummern 5.1 bis 5.3 nicht entsprechen, werden von der Wertung ausge-
schlossen.  
 
6 Bietergemeinschaften  
6.1 Bietergemeinschaften haben mit ihrem Angebot eine Erklärung aller Mitglieder in Textform 
abzugeben,  
- in der die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft im Auftragsfall erklärt ist,  
- in der alle Mitglieder aufgeführt sind und der für die Durchführung des Vertrages bevollmächtigte  
Vertreter bezeichnet ist,  
- dass der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich  
vertritt,  
- dass alle Mitglieder als Gesamtschuldner haften.  
Auf Verlangen der Vergabestelle ist eine von allen Mitgliedern unterzeichnete bzw. fortgeschritten oder 
qualifiziert signierte Erklärung abzugeben.  
 
6.2 Sofern nicht im offenen Verfahren ausgeschrieben wird, werden Angebote von 
Bietergemeinschaften, die sich erst nach der Aufforderung zur Angebotsabgabe aus aufgeforderten 
Unternehmen gebildet haben, nicht zugelassen.  
 
7 Kapazitäten anderer Unternehmen (Unteraufträge, Eignungsleihe)  
Beabsichtigt der Bieter, Teile der Leistung von anderen Unternehmen ausführen zu lassen oder sich bei 
der Erfüllung eines Auftrages im Hinblick auf die erforderliche wirtschaftliche, finanzielle, technische 
oder berufliche Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen zu bedienen, so muss er die hierfür 
vorgesehenen Leistungen/Kapazitäten in seinem Angebot benennen. Der Bieter hat auf gesondertes 
Verlangen der Vergabestelle zu einem von ihr bestimmten Zeitpunkt nachzuweisen, dass ihm die 
erforderlichen Kapazitäten der anderen Unternehmen zur Verfügung stehen und diese Unternehmen 
geeignet sind. Er hat den Namen, den gesetzlichen Vertreter sowie die Kontaktdaten dieser 
Unternehmen anzugeben und entsprechende Verpflichtungserklärungen dieser Unternehmen 
vorzulegen.  
 
Nimmt der Bieter in Hinblick auf die Kriterien für die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit im 
Rahmen einer Eignungsleihe die Kapazitäten anderer Unternehmen in Anspruch, müssen diese 
gemeinsam für die Auftragsausführung haften; die Haftungserklärung ist gleichzeitig mit der Verpflich-
tungserklärung abzugeben. 
Der Bieter hat andere Unternehmen, bei denen Ausschlussgründe vorliegen oder die das entspre-
chende Eignungskriterium nicht erfüllen, innerhalb einer von der Vergabestelle gesetzten Frist zu er-
setzen.  
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8 Eignung  
Unternehmen haben als Nachweis der Eignung für die zu vergebende Leistung mit dem Angebot  
- entweder die in der Auftragsbekanntmachung oder der Aufforderung zur Interessensbestätigung 
angegebenen Unterlagen (Eigenerklärungen, Angaben, Bescheinigungen und sonstige Nachweise)  
- oder eine Einheitliche Europäische Eigenerklärung (EEE) als vorläufigen Nachweis  
- oder einen Eintrag in die Liste des Amtlichen Verzeichnisses präqualifizierter Unternehmen für den 
Liefer- und Dienstleistungsbereich (AVPQ)  
vorzulegen.  
Bei Einsatz von anderen Unternehmen gemäß Nummer 7 sind auf gesondertes Verlangen die Unter-
lagen/die EEE auch für diese abzugeben.  
Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind Eigenerklärungen (auch die der benannten anderen 
Unternehmen) auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der genannten Bescheinigungen zuständi-ger 
Stellen zu bestätigen. Bescheinigungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, ist eine 
Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.  
Die Verpflichtung zur Vorlage von Eigenerklärungen und Bescheinigungen entfällt, soweit die Eignung 
(Bieter und benannte andere Unternehmen) bereits im Teilnahmewettbewerb nachgewiesen ist.  
 
9 Angebotsfrist  
Die Angebotsfrist läuft mit dem in der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots genannten Termin ab. 
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Datenschutzhinweise 

1 

 

 
Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung im Zusammenhang mit 
der Durchführung eines Vergabeverfahrens durch die Vergabestelle der Kliniken des 
Bezirks Oberbayern zur Vergabe von öffentlichen Aufträgen.  
 
1. Verantwortlich für die Datenerhebung ist mithin das 
 

Kliniken des Bezirks Oberbayern - Kommunalunternehmen, 
Prinzregentenstraße 18, 80538 München, 

 
Der Datenschutzbeauftragte der Kliniken des Bezirks Oberbayern - 
Kommunalunternehmen ist erreichbar unter der Kontakt-E-Mail Adresse 
datenschutz.kbo@kbo.de . 
 
2. Ihre personenbezogenen Daten werden für folgende Zwecke erhoben und 
verarbeitet: 
 

• Durchführung des Vergabeverfahrens unter Beachtung der landes-, bundes- 
und ggfs. europarechtlichen Vergaberegelungen wie GWB, VOL/A, VgV 
(insbes. Verarbeitung der eingereichten Unterlagen, Beantwortung von 
Bieterfragen, Prüfung der Unterlagen im Allgemeinen und auf Eignung sowie 
Zuverlässigkeit, Wertung durch die ZVS, Erteilung des Zuschlags) 
Rechtsgrundlage: Art. 6 Abs.1 S.1 lit.c) und e) 

• Pflege einer Bieterkartei 
Rechtsgrundlage: Art.6 Abs.1 S.1 lit. f) 

• ordnungsgemäße Durchführung / Erfüllung des zustande gekommenen 
Vertrags 
Rechtsgrundlage: Art.6 Abs.1 S.1 lit. b) 

 
3. Ihre personenbezogenen Daten können – falls erforderlich – weitergegeben 
werden an: 
 

• Bundeskartellamt zur Einholung der Unternehmensauskunft im 
Wettbewerbsregister  

• von Ihnen angegebenen Referenzen zur Überprüfung der Referenz 

• Bundeszollverwaltung 

• kbo-interne Gremien oder Abteilungen 

• Vergabeverfahrensteilnehmer zur Information über die Vergabeentscheidung 

• die eVergabe-Plattform „Deutsche eVergabe als Auftragsverarbeiter (Eine 
Marke der Healy Hudson GmbH, Murnaustraße 10, 65189 Wiesbaden; zur 
Durchführung des elektronischen Vergabeverfahrens. 
 

4. Ihre Daten werden so lange aufbewahrt, wie es zur Aufgabenerfüllung erforderlich 
ist, jedenfalls bis zum Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungspflichten gemäß § 8 
Abs. 4 VgV, § 82 Abs. 2 KommHV-Kameralistik, mithin in der Regel zehn Jahre. Wir 
weisen darauf hin, dass - soweit öffentliche Stellen verpflichtet sind, Unterlagen 
einem öffentlichen Archiv zur Übernahme anzubieten - eine Löschung erst zulässig  
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ist, nachdem die Unterlagen dem öffentlichen Archiv angeboten worden und von 
diesem nicht als archivwürdig übernommen worden sind oder über die Übernahme 
nicht fristgerecht entschieden worden ist (Art. 26 Abs. 6 BayDSG). 
 
5. Für das Vergabeverfahren sowie die ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags 
benötigen wir die angeforderten Daten. Sie sind nicht verpflichtet, Ihre 
personenbezogenen Daten anzugeben. Wenn Sie die erforderlichen Daten jedoch 
nicht angeben, kann ggf. eine (vollständige) Wertung Ihres Angebotes nicht erfolgen 
und ein Vertrag mit Ihnen nicht abgeschlossen werden. 
 
6. Nach der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) stehen Ihnen folgende Rechte 
zu: 
 

• Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht 
Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 
DSGVO). 

• Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen 
ein Recht auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO). 

• Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung 
oder Einschränkung der Verarbeitung verlangen (Art. 17 und 18 DSGVO). 

• Aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, können Sie 
der Verarbeitung Sie betreffender personenbezogener Daten durch kbo 
jederzeit widersprechen (Art. 21 DSGVO). Sofern die gesetzlichen 
Voraussetzungen vorliegen, unterbleibt in der Folge eine weitere Verarbeitung 
Ihrer personenbezogenen Daten durch den kbo.   

• Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur 
Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren durchgeführt wird, steht 
Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO). 

 
Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüfen wir, ob die 
gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind.  
 
Weiterhin besteht ein Beschwerderecht beim Bayerischen Landesbeauftragten für 
den Datenschutz: 
 

Bayerischer Landesbeauftragter für den Datenschutz 
Wagmüllerstraße 18 
80538 München 
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1. Auftraggeber (AG) 
 
IT des Bezirks Oberbayern GmbH 
Richard –Reitzner-Allee 1 
85540 Haar 
 
Auftraggeber und Vertragshalter ist die IT des Bezirks Oberbayern GmbH. Die Leistungen werden 
für den Bezirk Oberbayern sowie die Kliniken und Gesellschaften des kbo-Verbunds bereitgestellt. 
Nutzungsberechtigt sind die vom Auftraggeber benannten Organisationseinheiten und deren 
Beschäftigte bzw. Endpunkte.  
 

2. Abweichung vom Grundsatz der Produktneutralität  
 
Der Auftraggeber schreibt die DriveLock IT Sicherheit produktspezifisch aus. Hintergrund ist, dass 
die geforderte Leistung in eine bereits bestehende IT-Umgebung zu integrieren ist und der 
Auftraggeber zur Sicherstellung der Systemsicherheit und Systemfunktion sowie zur Minimierung 
von Integrations-, Betriebs- und Störungsrisiken eine homogene Systemlandschaft anstrebt. Die 
Festlegung erfolgt aus objektiven, sach- und auftragsbezogenen Gründen, insbesondere um ein 
möglichst reibungsloses Ineinandergreifen der Komponenten zu gewährleisten und eine schnelle, 
durchgängige Fehleranalyse und -beseitigung zu ermöglichen; zudem soll ein verringerter 
Integrations- und Schulungsaufwand erreicht werden. 
 
Die Entscheidung für die Produktvorgabe ist nachvollziehbar begründet und in der Vergabe-
dokumentation festgehalten; die Darlegungslast für die Notwendigkeit der herstellerbezogenen 
Leistungsbeschreibung liegt beim Auftraggeber. Eine Produktvorgabe ist aus technischen Gründen 
insbesondere dann sachlich gerechtfertigt, wenn hierdurch im Interesse der Systemsicherheit und 
Funktion eine wesentliche Verringerung von Risikopotentialen (z. B. Fehlfunktionen und Kompatibi-
litätsprobleme) bewirkt wird; in sicherheitsrelevanten Bereichen darf der Auftraggeber den 
sichersten Weg wählen und Risikopotentiale ausschließen. Soweit Kompatibilitätsaspekte 
maßgeblich sind, wird dargelegt, warum ein Systemwechsel oder eine produktneutrale Ergänzung 
zu einem unverhältnismäßigen Mehraufwand führen oder die Funktionalität in nicht hinnehmbarer 
Weise beeinträchtigen würde. 
 
Vgl. VK Bund, Beschluss vom 09.09.2015, VK 1-82/15; 1. Leitsatz l Der Auftraggeber darf den 
Beschaffungsgegenstand auf ein bestimmtes Produkt beschränken, wenn er hierdurch sicherstellen 
will, dass die Komponenten seiner IT-Infrastruktur möglichst reibungslos ineinandergreifen und etwa 
eine schnelle Fehleranalyse und Beseitigung möglich ist. Bei einer solchen Festlegung vermutet der 
Auftraggeber grundsätzlich zu Recht, dass es Vorteile bei der Interoperabilität und Kompatibilität von 
verschiedenen Komponenten desselben Anbieters gibt und hierdurch ein verringerter Integration- 
und Schulungsaufwand entsteht. 
 

3. Gegenstand der Leistungen 
 
Gegenstand der zu erbringenden Leistungen ist die Lieferung, Bereitstellung, Einrichtung und 
betriebsbereite Übergabe einer zentral administrierbaren Application-Control-Lösung als 
Sovereign-Cloud-Dienst für 8.500 Endpunkte wie folgt:  
 
 

3.1 DriveLock Application Control Sovereign Cloud 1 Year, 
SKU: DL1CM3-200AC  
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3.2 DriveLock Cloud Tenant Setup,  

SKU: DLCS-90SET  
 
3.3 DriveLock TAM Services 1 year  

SKU: ECDY-TAM12  
 

3.4 Workshop: Inbetriebnahme Drivelock Application Control 
Im Rahmen des Workshops hat der Auftragnehmer den für die vollständige 
Inbetriebnahme, Feinkonfiguration, Richtlinienoptimierung, Pilotierung und produktive 
Einführung voraussichtlich erforderlichen Aufwand zu bewerten und die aus seiner 
Sicht notwendigen Personentage nachvollziehbar auszuweisen 
 

3.5 DriveLock Device Control Sovereign Cloud 1 Year,  
SKU: DL1CM3-110DC  

 
Verlängerungsoption soll zusätzlich angeboten werden:  
 
3.6 DriveLock Application Control Sovereign Cloud 3 Year  

SKU: DL3CM3-200AC   
 
3.7 DriveLock Device Control Sovereign Cloud 2 Year  
 
3.8 DriveLock TAM Services 1 year 

SKU: ECDY-TAM12  
 

 
4. Lieferung  

 
Die Lieferung / Bereitstellung der beauftragten Softwarelizenzen sowie des Cloud Tenants hat 
spätestens innerhalb von 14 Kalendertagen nach Zuschlag beziehungsweise Auftragserteilung zu 
erfolgen.  
 
Die produktiv nutzbare Bereitstellung umfasst mindestens die Bereitstellung der erforderlichen 
Lizenzen, die Anlage beziehungsweise Einrichtung des Cloud Tenants, die Bereitstellung der 
administrativen Zugänge sowie die grundsätzliche Nutzbarkeit der zentralen 
Managementplattform.  
 
DriveLock Application Control wird unmittelbar nach Zuschlagserteilung benötigt. Der 
Auftragnehmer hat daher unverzüglich mit der Bereitstellung und Einrichtung der erforderlichen 
Softwarelizenzen sowie des Cloud Tenants zu beginnen und die Lösung schnellstmöglich 
produktiv nutzbar bereitzustellen.  
 
Die produktiv nutzbare Bereitstellung umfasst mindestens die erforderlichen Lizenzen, die 
Einrichtung des Cloud Tenants, die Bereitstellung der administrativen Zugänge sowie die 
grundsätzliche Nutzbarkeit der zentralen Managementplattform. 
 

5. Vertragsdauer und Kündigung 
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Mit Zuschlagserteilung kommt ein rechtswirksamer Vertrag auf Basis der unter Punkt 10 
benannten Unterlagen zustande. 
 
Die Vertragslaufzeit beginnt mit der produktiv nutzbaren Bereitstellung der Cloud-Leistung, 
frühestens jedoch mit der formellen Abnahme durch den Auftraggeber, sofern nichts 
Abweichendes vereinbart wird.  
 
Vertragsdauer für  
Pos. 3.1  DriveLock Application Control Sovereign Cloud 1 Year, 

SKU: DL1CM3-200AC  
01.01.2027 bis 31.12.2027 
 

Pos. 3.2.  DriveLock Cloud Tenant Setup,  
SKU: DLCS-90SET  
Einmalleistung - Bereitstellung unmittelbar nach Zuschlagserteilung 
 

Pos. 3.3  DriveLock TAM Services 1 year  
SKU: ECDY-TAM12  
01.01.2027 bis 31.12.2027  
 

Pos. 3.4  Workshop: Inbetriebnahme Drivelock Application Control 
   Einmalleistung – ab Januar 2027 bis spätestens März 2027 

 
Pos. 3.5   DriveLock Device Control Sovereign Cloud 1 Year,  

SKU: DL1CM3-110DC 
01.01.2028 bis 31.12.2028  
 

Die o.g. Verträge verlängern sich gemäß Verlängerungsoption, wenn keine schriftliche 
Beendigungsmitteilung, spätestens drei Monate vor Ablauf, d.h. für Pos. 2.1 zum 30.09.2027 und 
für Pos. 2.5 zum 30.09.2028, erfolgt. 
 
Laufzeit Verlängerungsoptionen für  
 
Pos. 3.6  DriveLock Application Control Sovereign Cloud 3 Year  

(DL3CM3-200AC)   
01.01.2028 bis 31.12.2030 

Pos. 3.7  DriveLock Device Control Sovereign Cloud 2 Year 
01.01.2029 bis 31.12.2030 

Pos. 3.8  DriveLock TAM Services jeweils 1 year 
SKU: ECDY-TAM12  
01.01.2028 bis 31.12.2028 

   
 
Eine automatische Verlängerung über die benannten Zeitpunkte für die Verlängerung ist 
ausgeschlossen. 
 
Eine Kündigung des Vertrages aus wichtigem Grund ist möglich.  
 
Für den AG sind wichtige Gründe insbesondere: 
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- Der AN beteiligt sich an wettbewerbsbeschränkenden Absprachen (§ 1 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen). 
- Der AN gewährt, verspricht oder bietet Personen, die auf Seiten des AG mit der Vorbereitung, 
dem Abschluss oder der Durchführung des Vertrages befasst sind, mit Rücksicht auf ihre 
Zugehörigkeit zum AG Vorteile an. 
- Gegen den AN wird das Insolvenz- oder Vergleichsverfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels 
Masse abgelehnt. 
- Der AN verletzt die Schutzrechte Dritter 
- Der AN hat im Angebot falsche Erklärungen abgegeben 
- Die Unzuverlässigkeit des AN ist wegen einer nachweislich schweren Verfehlung (z.B. 
Vorteilsgewährung § 333 StGB, Bestechung § 334 StGB) oder ähnlichen Handlungen, die 
korrekten geschäftlichen Gepflogenheiten zuwiderlaufen, festgestellt worden. 
- Der AN ist seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur 
gesetzlichen Sozialversicherung nicht nachgekommen. 
 
Ein wichtiger Grund ist ebenfalls die Nichteinhaltung von Verpflichtungen, die sich aus den 
Verträgen ergeben, insbesondere die mangelnde Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers. 
 

6. Vergütung 
 
Die Vergütung innerhalb des Vertrags erfolgt auf Grundlage der im Preisblatt angegebenen Preise.  
Reisekosten und Reisezeiten werden nicht gesondert vergütet 
 
Die Bedingungen zur Rechnungstellung gemäß Anlage Beschaffungsgegenstand. 
Die Rechnungstellung erfolgt an: 
 
IT des Bezirks Oberbayern GmbH 
Richard –Reitzner-Allee 1 
85540 Haar 
 
Rechnung@itbo.com 
 
Für alle in diesem Vertrag genannten Beträge gilt einheitlich der Euro als Währung.  
Die vereinbarten Vergütungen verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer, soweit 
Umsatzsteuerpflicht besteht. 
 
Das Zahlungsziel beträgt 30 Tage. 
 
Zu Teilzahlungen ist der AG nur bei zulässigen Teilleistungen verpflichtet.  
 
Die Rechnungsstellung des AN erfolgt an die vom AG zu benennende Rechnungsadresse. 
 

7. Versicherung 
 
Der Auftragnehmer haftet für alle gesetzlichen und vertraglichen Schadensersatz-, Freistellungs- 
und Aufwendungsersatzansprüche und hält hierfür während der gesamten Vertragsdauer eine 
Betriebs-Haftpflichtversicherung für Personen-, Sach- und Vermögensschäden aufrecht, die die 
Haftung des Auftragnehmers inkl. der Erfüllungsgehilfen abdeckt.  
 
Die Versicherungssummen betragen mindestens für: 
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Personen- und Sachschäden: 5.000.0000,- € je Schadenfall  
Schäden durch Umwelteinwirkung: 1.000.000,- € je Schadenfall 
Vermögensschäden: 1.000.000,- € je Schadenfall 
 
 

8. Ansprechpartner  
 
AN und AG benennen jeweils einen verantwortlichen Ansprechpartner, auch für technische und 
lizenzrechtliche Fragen, nebst Stellvertreter. 
 
Die Ansprechpartner haben sich zu Leistungsbeginn und während der gesamten Vertragslaufzeit 
zielführend abzustimmen. 
 
 

9. Schriftform 
 
Änderungen oder Ergänzungen der Vereinbarung oder einzelner Bestimmungen bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der Schriftform und der Unterzeichnung bzw. schriftlichen Bestätigung durch 
beide Vertragspartner. Dies gilt auch für eine Änderung dieser Schriftformklausel. 
 

10. Vertragsbestandteile 
 

Es gelten nacheinander als Vertragsbestandteile: 
- dieser Vertrag inkl. Anlage Leistungsverzeichnis Beschaffungsgegenstand  
- EVB-IT Cloud AGB 
- sowie nachrangig die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen 

(VOL/B) in der bei Bereitstellung der Vergabeunterlagen geltenden Fassung.  
 
Weitere Geschäftsbedingungen sind ausgeschlossen, soweit in diesem Vertrag nichts anderes 
vereinbart ist. 
 
 

11. Unzulässige Wettbewerbsbeschränkung 
 
Unzulässige Wettbewerbsbeschränkungen im Sinne des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen – GWB – sind insbesondere Verabredungen und Verhandlungen mit 
anderen Bietern über 
 
- die Abgabe oder Nichtabgabe von Angeboten, 
- die zu fordernde Preise, 
- Bindungen sonstiger Entgelte, 
- Gewinnaufschläge, 
- Verarbeitungsspannen und andere Preisbestandteile, 
- Zahlungs-, Lieferungs- und andere Vertragsbedingungen, soweit sie unmittelbar 
- oder mittelbar den Preis beeinflussen, 
- Entrichtung von Ausfallentschädigungen oder Abstandszahlungen 
- Gewinnbeteiligungen oder andere Abgaben 
- sowie Empfehlungen, es sei denn, dass sie nach § 2 des Gesetzes gegen 

Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) zulässig sind. 
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Solchen Handlungen des AN selbst stehen Handlungen von Personen gleich, die von ihm 
beauftragt oder für ihn tätig sind. 
 
Die übrigen Rechte des AG bleiben unberührt 
 

12. Salvatorische Klausel 
 
Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam sein, wird hierdurch die Wirksamkeit der 
übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Vertragspartner werden zusammenwirken, um 
unwirksame Regelungen durch solche Regelungen zu ersetzen, die den unwirksamen 
Bestimmungen soweit wie möglich entsprechen. 
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26_024 IT DriveLock Leistungsverzeichnis

Mustermann - Musterstadt

9

ACHTUNG Ausschlusskriterium NICHT erfüllt!

lfd. Nr. Kriterienkatalog zur Bieterbewertung

A
 /

 I

J
a

N
e
in

 

Bemerkungen, sofern erforderlich

1 Lizenzen
1.1 DriveLock Application Control Sovereign Cloud 1 Year (DL1CM3-200AC) A x

1.2 DriveLock Device Control Sovereign Cloud 1 Year (DL1CM3-110DC) A x

2 Dienstleistungen
2.1 Cloud Tenant Setup (DLCS-90SET) A x

2.2 DriveLock TAM Services 1 year (ECDY-TAM12) A x

3 Workshop
3.1 Bereitstellung und Inbetriebnahme DriveLock Application Control

Im Rahmen des Workshops hat der Auftragnehmer den für die vollständige 

Inbetriebnahme, Feinkonfiguration, Richtlinienoptimierung, Pilotierung und 

produktive Einführung voraussichtlich erforderlichen Aufwand zu bewerten und 

die aus seiner Sicht notwendigen Personentage nachvollziehbar auszuweisen

(Bitte um Angabe in Projekttagen (PT), 1 PT = 8 Stunden unter Bemerkungen)

A x

4 Optionale Leistung
4.1 DriveLock Application Control Sovereign Cloud 3 Year (DL3CM3-200AC) A x

4.2 DriveLock Device Control Sovereign Cloud 2 Year A x

4.3 DriveLock TAM Services 1 year (ECDY-TAM12) A x

5 Eignungskriterien
5.1 Aktueller Hersteller- oder Partnernachweis von DriveLock mit dem Partnerlevel 

"Expert"
A x

    Falls der Platz nicht ausreicht bitte Verweis mit Angabe des Dokumentes und der zugehörigen Textstelle
I = Information

A = Ausschlusskriterium

DriveLock Applikation und Device Control xx.xx.2026

Leistungsverzeichnis Seite 1 von 1
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26_024 IT DriveLock Preisblatt

1 Gelb hinterlegte Felder sind durch die Bieter zu befüllen. Einträge sind Musterwerte ohne Bezug.

2 Sofern Anlagen zu den Einzel-/Gesamtpositionen des LV notwendig sind, bitte mit entsprechender Nomenklatur im Speichernamen der Anlagen dem Angebot

beifügen (Bsp. "Bietername_LV_L1_1_Anlage.pdf").

3 Alle aufgeführten Positionen sind ensprechend zu bepreisen, in der Vorlage angezeigte Preise sind beispielhaft.

4 Sofern aufgeführte Einzelpositionen nur in Verbindung bepreist werden können, sind die entsprechenden Positionen unter Bemerkung Bieter bei der bepreisten

Position zu erfassen.

5 Bitte beachten Sie die Summenspositionen, diese sind, entsprechend (Markierung - Übertrag in eVergabe) unter Produkte/Leistungen in die eVergabe

zu übernehmen.

6 Das LV l Preisblatt ist einmal als befüllte xls.-Version sowie einmal als befülltes pdf den Angebotsunterlagen beizufügen.

7 Es gilt die

Vorbemerkung mit der Bitte um Beachtung: 

Die in der Leistungsbeschreibung / Leistungsverzeichnis benannten Leistungsdaten sind Ausschlusskriterien und in der Umsetzung zwingend zu erfüllen. 

8 Optionale Positionen sind ebenfalls verbindlich mit anzubieten, werden jedoch nicht im Rahmen der preislichen Angebotsbewertung (Zuschlagskriterien) 

gewertet. Ein Anspruch des Bieters auf Abruf der optionalen Leistungen besteht nicht. 

9 Alle Stundensätze / pauschale Dienstleistungen vor Ort (z.B. Schulungen / Inbetriebnahme etc.) verstehen sich incl. Reisekosten etc. eine separate 

Vergütung von Reisekosten (i.S.V. Kilometerpauschalen l Hotel etc.) wird nicht gewährt. 

10 Unterstützung des Fachbereiches

Die Unterstützungsleistungen erstrecken sich auf die Hilfe bei Konzeption der Umgebung, Erstellung der benötigten Konfigurationen/Systeme und Dokumentation. 

11 Bei Fragen zur Ausschreibung wenden Sie sich bitte ausschließlich über die Bieterkommunikation der eVergabe an die ausschreibende Stelle.

Herzlichen Dank.

12 Alle Preise sind als Nettopreise - ohne Umsatzsteuer - anzugeben

Vorbemerkung l Hinweise 

Vorbemerkung l HINWEIS Seite 1 von 2
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Bieter (Bitte 

Namen 

eintragen)

Mustermann KG Datum xx.xx.2026

LV.Nr. Beschreibung Menge Einheit  Einzelpreis p.a.  Gesamtkosten 

Vergleiche Punkt 3 der Leistungsbeschreibung
17.002,00 €              > Übertrag in eVergabe

1. Lizenzen

1.1 DriveLock Application Control Sovereign Cloud 1 Year (DL1CM3-200AC) - siehe Leistungsbeschreibung Pos. 3.1 8500 Stück                                 1,00 €                     8.500,00 € 

1.2 DriveLock Device Control Sovereign Cloud 1 Year (DL1CM3-110DC) - siehe Leistungsbeschreibung Pos. 3.5 8500 Stück                                 1,00 €                     8.500,00 € 

2. Dienstleistungen 

2.1 Cloud Tenant Setup (DLCS-90SET) - siehe Leistungsbeschreibung Pos. 3.2 1 Stück                                 1,00 €                            1,00 € 

2.2 DriveLock TAM Services 1 year (ECDY-TAM12) siehe Leistungsbeschreibung Pos. 3.3 1 Stück                                 1,00 €                            1,00 € 

3. Workshop

3.1 Bereitstellung und Inbetriebnahme DriveLock Application Control - siehe Leistungsbeschreibung Pos. 3.4 PT                                 1,00 €                               -   € 

1 PT = 8 Stunden

4. Optionale Leistung

4.1 DriveLock Application Control Sovereign Cloud 3 Year (DL3CM3-200AC) - siehe Leistungsbeschreibung Pos. 3.6 8500 Stück                                 1,00 € 25.500,00 €                 

4.2 DriveLock Device Control Sovereign Cloud 2 Year - siehe Leistungsbeschreibung Pos. 3.7 8500 Stück                                 1,00 € 17.000,00 €                 

4.3 DriveLock TAM Services 1 year (ECDY-TAM12) - siehe Leistungsbeschreibung Pos. 3.8 1 Stück                                 1,00 € 1,00 €                          

Preisblatt Drivelock

Preisblatt DriveLock Seite 2 von 2
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Ergänzende Vertragsbedingungen für Cloudleistungen 

– EVB-IT Cloud-AGB – 

 

1 Gegenstand des Vertrages 

1.1 Gegenstand des Vertrages sind die dort vereinbarten Leistungen des Auftragnehmers.  

Die Leistungen des Auftragnehmers können insbesondere umfassen: 

● Software as a Service (SaaS)*, 

● Platform as a Service (PaaS)*, 

● Infrastructure as a Service (IaaS)*, 

● Managed Cloud Services (MCS)*, 

● Sonstige mit den vorgenannten Leistungen in Zusammenhang stehende Leistungen, wie zum 

Beispiel initiale Leistungen. 

Soweit der Auftragnehmer bei der Leistungserbringung im Auftrag Daten des Auftraggebers verarbeitet 
und/oder hostet, ist dies Teil der geschuldeten Leistungen. 

1.2 Der Auftragnehmer erbringt die Leistungen unter Einhaltung des bei Vertragsschluss jeweils aktuellen 
Cloud Computing Compliance Criteria Catalogue - C5 (Basiskriterien). Zudem beachtet der 
Auftragnehmer die durch den Auftraggeber zum Vertragsinhalt gemachten Sicherheitsanforderungen, 
z.B. aus seiner Sicherheitsrichtlinie im Sinne des Mindeststandard(s) des Bundesamts für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI) zur Nutzung externer Cloud-Dienste.  

Sofern sich der Anforderungskatalog C5 (Basiskriterien) während der Laufzeit des Vertrages ändert, wird 
sich der Auftragnehmer bemühen, auch die neuen bzw. geänderten Anforderungen innerhalb 
angemessener Frist zu erfüllen. Sollte der Auftragnehmer nicht innerhalb von zwölf Monaten (vorbehaltlich 
einer anderen vom Gesetzgeber vorgegebenen Umsetzungsfrist, die in jedem Fall einzuhalten ist) ab der 
Veröffentlichung des Nachfolgedokumentes gegenüber dem Auftraggeber auf Anforderung erklären, dass 
er die neuen und die geänderten Anforderungen erfüllt, hat der Auftraggeber ein mit einer Frist von einem 
Monat auszuübendes Sonderkündigungsrecht bezogen auf die betroffenen Leistungen. Der Auftraggeber 
verliert das Sonderkündigungsrecht nicht dadurch, dass er es nicht unverzüglich ausübt. Die Erneuerung 
eines etwaigen Testats erfolgt im üblichen Prüfungsturnus. 

1.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, seine Leistungen ständig mit geeigneten technischen Mitteln 
(Monitoring*) zu überwachen. Die Reportingpflicht aus Ziffer 9 wird hierdurch nicht erweitert. 

1.4 Der Auftragnehmer stellt die Leistungen frei von Schaden stiftender Software zur Verfügung. Dies gilt 
auch für etwaige dem Auftraggeber überlassene Software (z.B. Zugangssoftware*). Der Auftragnehmer 
gewährleistet darüber hinaus, dass die Leistungen frei von Funktionen sind, die die Integrität, 
Vertraulichkeit und Verfügbarkeit der Daten des Auftraggebers oder vom Auftraggeber eingebrachte 
andere Daten bzw. von ihm eingebrachte Software gefährden und den Vertraulichkeits- oder 
Sicherheitsinteressen des Auftraggebers zuwiderlaufen durch 

● Funktionen zum unerwünschten Absetzen/Ausleiten von Daten, 

● Funktionen zur unerwünschten Veränderung/Manipulation von Daten oder der Ablauflogik oder 

● Funktionen zum unerwünschten Einleiten von Daten oder unerwünschte Funktionserweiterungen.  

Unerwünscht ist eine mögliche Aktivität einer Funktion, wenn die Aktivität so weder vom Auftraggeber in 
seiner Leistungsbeschreibung gefordert, noch vom Auftragnehmer unter konkreter Beschreibung der 
Aktivität und ihrer Funktionsweise angeboten, noch den Anforderungen des Anforderungskataloges C5 
gemäß Ziffer 1.2 genügt. 

1.5 Eine Einbeziehung auftragnehmerseitiger AGB* zu Art und Umfang der Cloudleistungen, die als 
Anlage zum Vertrag aufgenommen wurden, erfolgt nachrangig zum Vertrag und zu den EVB-IT Cloud 
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AGB und nur, soweit sie allen anderen vertraglichen Regelungen weder entgegenstehen noch diese 
beschränken. 

Wie vorstehend wirksam einbezogen sind die auftragnehmerseitigen AGB* zu Art und Umfang der 
Cloudleistungen auch, insoweit sie einen dynamischen Änderungsvorbehalt vorsehen, soweit die 
Änderungen nicht zum Nachteil des Auftraggebers sind und dem Auftraggeber bekannt gemacht wurden. 
Abweichend hiervon gelten hinsichtlich einzelner konkreter Anforderungen entsprechende Regelungen 
aus auftragnehmerseitigen AGB* zu Art und Umfang der Cloudleistungen vorrangig zu den EVB-IT Cloud 
AGB, soweit dies im Kriterienkatalog ausdrücklich vereinbart ist. 

2 Art und Umfang der Leistungen 

2.1 Software und Platform as a Service (SaaS* und PaaS*) 

2.1.1 Soweit eine SaaS*- oder PaaS*-Leistung geschuldet ist, stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
ab dem vereinbarten Bereitstellungszeitpunkt die im Vertrag vereinbarte Anwendung/Plattform zur 
Nutzung in einer vom Auftragnehmer betriebenen Cloudinfrastruktur einschließlich der notwendigen 
Zugänge zur Verfügung. Der Auftragnehmer sorgt für die vereinbarte Verfügbarkeit gemäß Ziffer 8.1, die 
vereinbarte Qualität der Leistung (funktional und nichtfunktional) sowie für die Sicherheit im Rahmen 
seines Verantwortungsbereichs während der gesamten Laufzeit der Leistung. Insbesondere hat der 
Auftragnehmer die Cloudinfrastruktur und die Anwendung bzw. Plattform so zu dimensionieren, dass 
diese mit einer im Hinblick auf die zu erwartenden bzw. vereinbarten Zugriffe angemessenen Reaktions- 
und Ausführungsgeschwindigkeit und mit einem für die bestimmungsgemäße Nutzung ausreichendem 
bzw. dem vereinbarten Speicherplatz verfügbaren aktuellen Sicherheitspatches und auch im Übrigen den 
vereinbarten Anforderungen entsprechend zur Verfügung steht.  

Soweit bei PaaS* der Auftraggeber Anwendungen auf der Plattform betreibt, ist er für diese, deren 
Verfügbarkeit, Inhalte und Architektur sowie deren Leistungsfähigkeit ebenso wie für seine 
Entwicklungstätigkeiten verantwortlich. Der Auftraggeber wird ohne vorherige Zustimmung des 
Auftragnehmers keine Penetrationstests in der jeweiligen Cloudinfrastruktur durchführen oder 
autorisieren. 

Darüber hinaus ergibt sich der Umfang der Leistungen aus dem Vertrag. 

2.1.2 Soweit vereinbart, ist der Auftragnehmer zur Installation und Integration der im Vertrag vereinbarten 
Programmstände* der Anwendung/Plattform verpflichtet. Dies erfolgt jeweils innerhalb angemessener 
Frist, nachdem der Programmstand* verfügbar ist, jedoch unter Beachtung von Ziffer 2.1.5. 

2.1.3 Soweit bei SaaS* vereinbart, ist der Auftragnehmer verpflichtet, Programmstände* zur Umsetzung 
von Änderungen solcher Rechtsvorschriften und technischer Normen zu installieren und zu integrieren, 
die die Nutzbarkeit der Anwendung/Plattform für den bestimmungsgemäßen Gebrauch beeinflussen. Im 
Vertrag können darüber hinaus weitere Fälle vereinbart werden, in denen Programmstände* zu 
installieren und zu integrieren sind. Hierzu können z.B. Anpassungen an geänderte 
Verwaltungsvorschriften, Tarife oder Schnittstellenanpassungen gehören. Sind derartige 
Programmstände* nicht verfügbar, hat der Auftragnehmer diese zu erstellen bzw. erstellen zu lassen. 

2.1.4 Soweit eine Verpflichtung nach Ziffer 2.1.2 und/oder 2.1.3 besteht, installiert und integriert der 
Auftragnehmer die geschuldeten Programmstände* innerhalb angemessener Zeit vor, spätestens aber 
mit dem Inkrafttreten der jeweiligen Vorschrift oder Norm bzw. dem Zeitpunkt der vorgesehenen Änderung 
bzw. Anpassung. Erfolgt dies nicht spätestens zu diesen Terminen, ist der Auftragnehmer unbeschadet 
davon verpflichtet, dem Auftraggeber eine Übergangslösung bereitzustellen. Soweit ihm beides zu diesen 
Terminen zeitlich nicht zumutbar ist, hat die Erbringung innerhalb einer angemessenen Frist zu erfolgen. 

2.1.5 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Auftraggeber zur Vermeidung von Inkompatibilitäten, 
Unterbrechungen und sonstigen Störungen rechtzeitig (beispielsweise per E-Mail oder über die 
Administrationskonsole) über die Absicht von Systemanpassungen zu unterrichten. 

2.2 Infrastructure as a Service (IaaS*) 

2.2.1 Soweit eine IaaS*-Leistung geschuldet ist, stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber ab dem 
vereinbarten Bereitstellungszeitpunkt die im Vertrag vereinbarte Cloudinfrastruktur zur Nutzung zur 
Verfügung und sorgt für die vereinbarte Verfügbarkeit, die vereinbarte Qualität der Leistung (funktional 
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und nichtfunktional) sowie für die Sicherheit der Cloudinfrastruktur. Ziffer 2.1.1 Sätze 3 ff. gelten 
entsprechend. 

2.2.2 Der Auftraggeber ist für die Einhaltung der vereinbarten Zugriffs- und Systemvoraussetzungen 
verantwortlich. Darüber hinaus ist der Auftraggeber verantwortlich für nicht vom Auftragnehmer 
stammende oder bereitgestellte Betriebssysteme, Software, Anwendungen und Inhalte, die er auf dieser 
Cloudinfrastruktur betreibt. 

2.2.3 Der Auftragnehmer ermöglicht dem Auftraggeber den Zugang zur vereinbarten Cloudinfrastruktur 
zur eigenverantwortlichen Nutzung. Der Auftraggeber ist berechtigt, auf der Cloudinfrastruktur Daten zu 
verarbeiten und Programme zu betreiben. Der Auftraggeber wird ohne vorherige Zustimmung des 
Auftragnehmers keine Penetrationstests in der jeweiligen Cloudinfrastruktur durchführen oder 
autorisieren. 

2.3 Managed Cloud Services (MCS*) 

2.3.1 Soweit eine MCS*-Leistung geschuldet ist, übernimmt der Auftragnehmer im vereinbarten Umfang 
Leistungen im Zusammenhang mit SaaS*, PaaS* oder IaaS*, für die ansonsten der Auftraggeber 
verantwortlich ist (beispielsweise Mitwirkungsleistungen nach Ziffer 17) sowie weitere Leistungen 
(beispielsweise Beratungsleistungen oder Arbeiten zur Herstellung des Zugangs). 

2.3.2 Soweit in Ergänzung von mit dem Auftragnehmer vereinbarten SaaS*, PaaS* oder IaaS*-Leistungen 
für diese Leistungen MCS*-Leistungen geschuldet sind, erbringt der Auftragnehmer diese zusätzlich zu 
den SaaS*-, PaaS* oder IaaS*-Leistungen. 

2.3.3 Soweit SaaS*-, PaaS* oder IaaS*-Leistungen nicht vom Auftragnehmer geschuldet sind, ist der 
Auftragnehmer für diese Leistungen Dritter nicht verantwortlich, auch wenn die Integration, Steuerung 
oder Verwendung der Leistungen des Dritten Teil seiner Leistungen ist. 

3 Nutzungsverbote 

3.1 Weder der Auftraggeber noch die Nutzer, die über den Auftraggeber auf die Leistungen des 
Auftragnehmers zugreifen, sind berechtigt, die Leistungen zu nutzen, 

● auf eine Weise, die dem Auftraggeber durch Gesetze, Rechtsverordnungen oder dem Auftraggeber 
bekannte behördliche Anordnungen verboten ist, 

● um die Rechte anderer zu verletzen. 

3.2 Soweit der bestimmungsgemäße Gebrauch der Leistung nicht explizit beschrieben ist, ist eine 
Verwendung der Leistung im Hochrisikobereich ausgeschlossen (Betrieb von Kernenergieanlagen, 
Flugsicherungssystemen, Kriegswaffen, lebenserhaltenden Apparaten oder vergleichbare risikobehaftete 
Anwendungen, bei denen Leistungsstörungen typischerweise unmittelbar zum Tod von Menschen oder 
zu Großschadenslagen führen). 

3.3 Verstöße gegen die Nutzungsverbote gemäß Ziffer 3 berechtigen den Auftragnehmer zur Aussetzung 
seiner Leistung, sofern er dem Auftraggeber, dort mindestens der nach Ziffer 6.2.2 benannten Person, 
vor Aussetzung der Leistung eine angemessene Frist zur Beendigung der Verstöße gesetzt hat und diese 
erfolglos abgelaufen ist. Beendet der Auftraggeber den Verstoß, ist die Leistung unverzüglich wieder zu 
erbringen. Soweit die von der Aussetzung betroffenen Leistungen für mehr als 10 Stunden im 
Bezugszeitraum* ausgesetzt sind, schuldet der Auftraggeber auch keine Vergütung für die ausgesetzte 
Leistung. 

4 Leistungsort 

Die Speicherung und sonstige Verarbeitung von Daten des Auftraggebers durch den Auftragnehmer 
erfolgt ausschließlich innerhalb der EU und des EWR sowie, sofern ein Angemessenheitsbeschluss gem. 
Art. 45 DSGVO besteht, der Schweiz, es sei denn, der Auftraggeber hat in der Administrationskonsole 
(Self-Service-Portal o.ä.) zusätzlich weitere Regionen für die Leistungen ausgewählt. Die Verarbeitung 
von Metadaten im Sinne des Anforderungskataloges C 5 (in Version 2020: OPS 11) ist unabhängig von 
Satz 1 nach dessen Maßgabe möglich, soweit die dort geforderten Maßnahmen zur sicheren Handhabung 
der Metadaten tatsächlich umgesetzt sind; für personenbezogene Metadaten gelten die Regelungen zur 
Verarbeitung personenbezogener Daten vorrangig. 
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5 Zugriff/Speicherplatz 

5.1 Der Zugriff auf die Leistung erfolgt über das öffentliche Internet mit einem marktüblichen Web-Browser 
ohne unangemessene oder marktunübliche Browser-Einstellungen und ohne spezielle Zugriffssoftware. 

Der Übergabepunkt ist das Gateway des Auftragnehmers in das Internet. 

5.2 Ist der Zugriff auf die Leistung mit einer speziellen Zugriffssoftware vereinbart, ist der Auftragnehmer 
verpflichtet, diese rechtzeitig dem Auftraggeber zur Verfügung zu stellen. 

5.3 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den Zugriff auf die Daten des Auftraggebers durch unberechtigte 
Stellen und Personen mit angemessenen Maßnahmen zu verhindern.  

5.4 Der Zugriff des Auftragnehmers oder Dritter auf Daten des Auftraggebers ist nur in den vereinbarten 
Fällen gestattet und auf das für diese Fälle erforderliche Maß zu beschränken. Auf Anforderung des 
Auftraggebers hat der Auftragnehmer die dazu von ihm ergriffenen Maßnahmen innerhalb angemessener 
Frist darzustellen. 

5.5 Soweit der Auftraggeber die Größe des ihm zur Verfügung stehenden Speicherplatzes nicht selbst 
bestimmen kann, z.B. durch Konfiguration des Dienstes und auch keine bestimmte Größe vereinbart ist, 
stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber für die vertragsgemäße Nutzung der Leistung ausreichenden 
Speicherplatz zur Verfügung. 

6 Datenschutz, IT-Sicherheit und Vertraulichkeit 

Die nachfolgenden Regelungen lassen weitergehende gesetzliche und regulatorische Anforderungen 
unberührt. 

6.1 Datenschutz 

6.1.1 Die Parteien werden die bei der Erbringung der Leistung jeweils auf sie anwendbaren 
Bestimmungen über den Datenschutz in der jeweils geltenden Fassung einhalten. Der Auftragnehmer 
verfügt über eine hinreichende Dokumentation über die Umsetzung der gesetzlichen Anforderungen, die 
der Auftragnehmer dem Auftraggeber auf Anforderung zugänglich macht. 

6.1.2 Der Auftragnehmer sorgt dafür, dass alle Personen, die von ihm mit der Verarbeitung 
personenbezogener 

Daten des Auftraggebers betraut sind, die auf den Auftragnehmer anwendbaren Bestimmungen über den 
Datenschutz beachten. Soweit eine Verpflichtung auf das Datengeheimnis erforderlich ist, ist diese 
spätestens vor der erstmaligen Aufnahme der Tätigkeit vorzunehmen und dem Auftraggeber auf 
Verlangen vorzulegen. 

6.1.3 Sofern Gegenstand der beauftragten Leistung zumindest auch die Verarbeitung 
personenbezogener Daten ist, schließen die Parteien vor der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten durch den Auftragnehmer im Auftrag des Auftraggebers eine Auftragsverarbeitungsvereinbarung 
(AVV). Im Zuge des Abschlusses der AVV treffen die Parteien entsprechende angemessene technisch 
organisatorische Maßnahmen (TOM). Dabei sind jeweils die Mindestvorgaben für die Leistung aus diesen 
EVB-IT Cloud AGB, 

dem EVB-IT Cloudvertrag sowie die Vorgaben gemäß Artikeln 28 und 32 DSGVO und weiterer auf den 
Auftragnehmer als Auftragsverarbeiter anwendbarer gesetzlicher Bestimmungen in vollem Umfang 
einzuhalten.  

6.1.4 Der Auftragnehmer verfügt, soweit gesetzlich erforderlich, über einen bestellten betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten mit der erforderlichen Fachkunde und teilt dem Auftraggeber auf Anfrage 
dessen Kontaktdaten mit. 

6.2 IT-Sicherheit 

6.2.1 Der Auftragnehmer verfügt für die Bereitstellung der Leistung (inklusive der dazu notwendigen 
infrastrukturellen, organisatorischen, personellen und technischen Komponenten) über ein 
angemessenes, dokumentiertes und implementiertes Sicherheitskonzept und ein Informationssicherheits-
Managementsystem (ISMS) jeweils gemäß ISO 27001 einschließlich eines Notfall-Managements. Das 
Sicherheitskonzept hat sich an ISO 27017 auszurichten. Sofern personenbezogene Daten verarbeitet 
werden, hat es sich zudem an ISO 27018 auszurichten. 
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Soweit vereinbart, weist der Auftragnehmer dies durch gültige Zertifikate oder gleichwertige Nachweise 
nach. Sicherheitskonzept, ISMS und Zertifikate müssen, soweit auf die zu erbringende Leistung 
anwendbar, diese vollumfänglich abdecken und sind entsprechend des festgelegten Prüfungsturnus im 
relevanten Standard zu erneuern. 

6.2.2 Der Auftragnehmer verfügt über einen IT-Sicherheitsbeauftragten mit der erforderlichen Fachkunde 
und teilt dem Auftraggeber dessen Kontaktdaten auf Anforderung mit. Der Auftragnehmer informiert den 
Auftraggeber zeitnah und in angemessener Form von ihn betreffenden Sicherheitsvorfällen*. Sofern durch 
den Auftraggeber ein IT-Sicherheitsbeauftragter oder eine andere Person für den Empfang solcher 
Informationen benannt wurde, folgt die Information unmittelbar an diesen.  

6.3 Vertraulichkeit 

6.3.1 Die Parteien sind verpflichtet, alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses erlangten vertraulichen 
Informationen, Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse vertraulich zu behandeln, insbesondere nicht an 
unberechtigte Dritte weiterzugeben oder anders als zu vertraglichen Zwecken zu verwerten. Die 
vorgenannte Pflicht zur Vertraulichkeit schränkt jedoch keine Partei darin ein, für sie tätige Personen, die 
Zugang zu vertraulichen Informationen hatten, in anderen Projekten einzusetzen. Der 
Erfahrungsaustausch des Auftraggebers mit und innerhalb der öffentlichen Hand bleibt unbenommen, 
ebenso wie die Erfüllung gesetzlicher Pflichten.  

6.3.2 Vertrauliche Informationen sind Informationen, die ein verständiger Dritter als schützenswert 
ansehen würde oder die als vertraulich gekennzeichnet sind; dies können auch solche Informationen sein, 
die während einer mündlichen Präsentation oder Diskussion bekannt werden. Vertrauliche Informationen 
dürfen ausschließlich zum Zweck der Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Vertrag eingesetzt bzw. 
verwertet werden. Die Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht für Informationen, die den Parteien bereits 
rechtmäßig bekannt sind oder außerhalb des Vertrages ohne Verstoß gegen eine 
Vertraulichkeitsverpflichtung bekannt werden. 

6.4 Prüfrechte 

6.4.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Einhaltung der Vorgaben an die IT-Sicherheit nachzuweisen. 
Auf Anforderung des Auftraggebers legt der Auftragnehmer insbesondere die gemäß Mindeststandard für 
externe Cloudleistungen des BSI geforderten Sicherheitsnachweise vor; dies kann auch durch die 
regelmäßige Bereitstellung einer aktuellen C5-Berichterstattung vom Typ2 erfolgen. Auf Anforderung des 
Auftraggebers legt der Auftragnehmer außerdem Nachweise über die regelmäßige Durchführung von 
Audits, Sicherheitsprüfungen, Penetrationstests und Schwachstellenanalysen vor, z.B. durch 
entsprechende Bestätigungen von Auditoren. 

6.4.2 Bestehen Zweifel des Auftraggebers in Bezug auf die vom Auftragnehmer nach Ziffer 6.4.1 zur 
Verfügung gestellten Unterlagen, die der Auftragnehmer auf Nachfrage innerhalb angemessener Frist 
auszuräumen nicht in der Lage ist, ist der Auftragnehmer verpflichtet, entsprechend qualifiziertem bzw. 
ausgebildetem Personal des Auftraggebers oder einer vom Auftraggeber beauftragten unabhängigen zur 
Berufsverschwiegenheit verpflichteten Prüfungsgesellschaft während der normalen Geschäftszeiten 
Zugang insbesondere zu den für die Verarbeitung der Daten des Auftraggebers relevanten 
Verarbeitungssystemen, Einrichtungen sowie zu unterstützenden Unterlagen zu gewähren, sodass der 
Auftraggeber prüfen kann, ob der Auftragnehmer die Vorgaben einhält. Die Prüfung ist unter Beachtung 
der Sicherheitsbelange und der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Auftragnehmers sowie der 
weiteren Kunden des Auftragnehmers durchzuführen. Der Auftragnehmer ist verantwortlich dafür, dass 
die Prüfung gleichwohl effektiv und im erforderlichen Umfang erfolgen kann. Jede Partei trägt die ihr 
entstehenden Kosten für derartige Prüfungen selbst. Soweit zielführend, sollte sich die Prüfung an dem 
Leitfaden „Anwendung des BSI C5 durch Interne Revision und Informationssicherheit“ der ISACA 
Germany Chapter e.V. orientieren. Die Grundsätze von Verhältnismäßigkeit und Wirtschaftlichkeit sind 
dabei grundsätzlich im Interesse aller Parteien zu wahren. Sofern das Prüfungsergebnis lediglich 
unwesentliche Beanstandungen ergibt, zahlt der Auftraggeber eine Vergütung, sofern eine solche für 
diesen Fall im Kriterienkatalog vorgesehen ist. 

6.4.3 Die Prüfung hat mit angemessener Vorankündigung für den Auftragnehmer sowie unter Einhaltung 
der vertraglichen Vertraulichkeitsregeln zu erfolgen. Sie findet grundsätzlich, soweit kein besonderer 
Anlass besteht, nur einmal innerhalb eines 12 Monatszeitraums statt. Vor Beginn einer solchen Prüfung 
teilt der Auftraggeber den initialen Prüfungsgegenstand und den geplanten Umfang mit, damit der 
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Auftragnehmer entsprechend disponieren kann. Über Ort, Datum und Ansprechpartner stimmen sich die 
Parteien ab. 

6.5 Rechtsfolgen bei Nichteinhaltung 

Der Auftraggeber kann den Vertrag ganz oder teilweise innerhalb angemessener Frist kündigen, wenn 
der Auftragnehmer seinen Pflichten gemäß Ziffern 6.1 bis 6.4 

● schuldhaft innerhalb einer gesetzten angemessenen Frist nicht nachkommt oder 

● diese Pflichten vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt.  

Ein Recht zur Kündigung besteht nicht, wenn es sich um eine unwesentliche Pflichtverletzung handelt. 

Soweit vorgenannte Pflichtverletzungen einmalig zu erbringende Leistungen betreffen, tritt an die Stelle 
des Rechts zur Kündigung der Rücktritt von der jeweiligen Leistung.  

7 Datensicherungsservice/Backup/Herausgabe- und Löschungsanspruch 

7.1 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, in angemessener Frist auf Anforderung des Auftraggebers Daten 
sicher und entsprechend der zum Zeitpunkt der Löschung geltenden Standards zu löschen oder dem 
Auftraggeber eine entsprechende Löschmöglichkeit einzuräumen. Bei personenbezogenen Daten gelten 
zudem die Regelungen der AVV. Dies gilt nicht, soweit der Auftragnehmer zur Aufbewahrung von 
bestimmten Daten nach dem Recht der EU oder eines Mitgliedstaats verpflichtet ist. Für den Fall einer 
solchen Aufbewahrungspflicht, ist der Auftragnehmer verpflichtet, den Auftraggeber unverzüglich darüber 
zu informieren, die Daten sicher vor dem Zugriff Dritter zu schützen und soweit im Rahmen der 
gesetzlichen Aufbewahrungspflicht zulässig, nach dem jeweils aktuellen Stand der Technik verschlüsselt 
aufzubewahren.  

7.2 Soweit die Erstellung von Backups der Daten des Auftraggebers vereinbart ist, ist der Auftragnehmer 
verpflichtet, auf Anforderung des Auftraggebers in angemessener Frist eine Wiederherstellung von 
Dateien aus einem Backup auf den vom Auftraggeber gewünschten vorhandenen Stand vorzunehmen.  

7.3 Die Leistung ist so auszugestalten, dass die Daten des Auftraggebers entweder zu jeder Zeit 
selbstständig durch den Auftraggeber oder, soweit dies aus technischen Gründen nicht möglich ist, mit 
Unterstützung durch den Auftragnehmer aus der Cloudinfrastruktur in einem marktüblichen 
Austauschformat exportiert werden können. Damit muss auch der Export von vom Auftraggeber 
bestimmten Teilen der Daten möglich sein. Soweit die Daten verschlüsselt sind, ist diese Pflicht nur dann 
erfüllt, wenn der Auftraggeber über den Schlüssel verfügt. Für den Export der Daten und deren Sicherung 
bei dem Export ist der Auftraggeber verantwortlich. 

8 Verfügbarkeit 

8.1 Der Auftragnehmer schuldet die vereinbarte Verfügbarkeit der Leistung am geschuldeten 
Übergabepunkt unter Verwendung des vereinbarten Zugriffs während der Betriebszeit*. Die Anbindung 
des Rechenzentrums des Auftragnehmers an den Übergabepunkt ist so ausreichend zu dimensionieren, 
dass die Nutzung der Leistung auch unter vertraglich vereinbarter Maximallast (z.B. einem vereinbarten 
Mengengerüst oder einer anderen vereinbarten Dimensionierung) nicht eingeschränkt ist.  

Der Prozentsatz der Verfügbarkeit wird nach folgender Formel berechnet: 

Gesamtzeit Minuten − Ausfallzeit Minuten 

Verfügbarkeit =  ∗ 100 

Gesamtzeit Minuten 

Die Gesamtzeit Minuten ergibt sich aus der vereinbarten Betriebszeit* je Kalendermonat. Ausfallzeit* sind 
diejenigen Minuten, an denen der Auftraggeber innerhalb der Betriebszeiten* keine Konnektivität zu der 
vom Auftragnehmer bereit zu stellende Cloudinfrastruktur herstellen kann oder die betroffene Leistung 
insgesamt nicht oder nicht in allen ihren wesentlichen Grundfunktionalitäten für mehr als einen 
unwesentlichen Teil der Nutzer zur Verfügung steht. 

8.2 Zeiten der geplanten Nichtverfügbarkeit mindern die Verfügbarkeit nicht, es sei denn, sie fallen in eine 
vereinbarte Kernbetriebszeit*. 

8.3 Bezüglich der Verfügbarkeit gilt Folgendes:  
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● Der Auftragnehmer schuldet während der Betriebszeit* eine Verfügbarkeit von mindestens der 
Verfügbarkeitsklasse* VK1 im Bezugszeitraum. 

● Der Bezugszeitraum ist der Kalendermonat. 

● Alle Zeitangaben verstehen sich als Angaben nach mitteleuropäischer Zeit (MEZ) bzw. 

● Sommerzeit (MESZ). 

● Die Betriebszeit* ist die Zeit von Montag bis Sonntag von 0:00 bis 24:00 Uhr. 

● Die Zeit von 04:00 bis 08:00 Uhr ist an Sonntagen Zeit geplanter Nichtverfügbarkeit (z.B. für 
Wartungsarbeiten) und wird bei der Berechnung der Verfügbarkeit nicht berücksichtigt. 

● Ausfallzeiten*, die auf einem der folgenden Ereignisse beruhen, mindern die Verfügbarkeit nicht: 

o Probleme innerhalb des Netzwerks oder der Infrastruktur des Auftraggebers oder von vom 

Auftraggeber beauftragten Dritten, o Ausfall/Beeinträchtigung der Netzanbindung des 
Auftraggebers, 

o Ausfälle/Beeinträchtigungen, die auf dem Handeln oder Unterlassen des Auftraggebers oder 
eines nicht vom Auftragnehmer beauftragten Dritten beruhen, o nicht vertragsgemäße Nutzung 
der Leistung des Auftragnehmers durch den Auftraggeber, o Versäumnisse des Auftraggebers, 
vereinbarte Vorgaben zu erforderlichen Konfigurationen und Architekturen einzuhalten sowie 
fehlerhafte Eingaben beziehungsweise Anweisungen durch Nutzer des Auftraggebers,  

o Handlungen nicht autorisierter Nutzer, soweit die Handlungsmöglichkeit des nicht 
autorisierten Nutzers dem Auftraggeber zuzurechnen ist (bspw. durch die Nichtbeachtung 
angemessener Sicherheitsverfahren), 

o Aussetzen des Zugangs durch einen Sicherheitsvorfall* zum Schutz auch des Auftraggebers, 
sofern die internen Richtlinien (operative Maßnahmen), die Grundlage der Erfüllung der C5 
Anforderungen sind, vergleichbar mit den IT-Grundschutz Bausteinen DER.2.X „Security 
Incident Management“ des BSI sind und aufgrund der Schwere des Sicherheitsvorfalls* eine 
Aussetzung als Maßnahme erlauben, o Ereignisse, die auf höherer Gewalt beruhen und nicht 
durch angemessene Maßnahmen des Auftragnehmers kompensiert werden können. 

● Der Auftragnehmer ist für die Messung der Verfügbarkeit verantwortlich. 

9 Reportingpflichten 

9.1 Bezüglich der Pflichten des Auftragnehmers zum Reporting wird Folgendes vereinbart: 

● Der Auftragnehmer ist für das laufende monatliche Reporting an den Auftraggeber verantwortlich; 
Reporting umfasst in Bezug auf die Verfügbarkeit sowie etwaige vereinbarte Reaktions- und 
Wiederherstellungszeiten mindestens folgende Informationen: o Aufzeichnung der Zeiten der 
Verfügbarkeit und der Nichtverfügbarkeit,  

o die sich daraus errechnende Verfügbarkeit/ Nichtverfügbarkeit pro Bezugszeitraum und o im 
Bezugszeitraum aufgetretene, die Leistung betreffende und ggf. bereits behobene 
sicherheitsrelevante Störungen*, 

o im Bezugszeitraum vom Auftraggeber gemeldete Störungen sowie deren Bearbeitungsstand 
(ggf. über ein eingesetztes Ticketsystem) o Aufzeichnung der Überschreitung (in Minuten) von 
vereinbarten Reaktions- oder Wiederherstellungszeiten pro Überschreitungsfall. 

● Das Reporting umfasst im Falle einer nutzungsabhängigen Vergütung alle vergütungsrelevanten 
Parameter. 

● Das Reporting umfasst zudem etwaig geschuldete Gutschriften, wobei diese alternativ in der 
Abrechnung ausgewiesen werden können. 

9.2 Das Reporting ist unverzüglich nach Ende des jeweiligen Reportingzeitraums in elektronischer Form 
z.B. zum Download auf einer zugangsgeschützten Website (z.B. einer Administrationskonsole) verfügbar 
zu machen oder zur Verfügung zu stellen und dem Auftraggeber auf dessen Wunsch zu erläutern. 
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9.3 Das Auftraggeber hat an den Reports Rechte gemäß Ziffer 14.1, wobei die Nutzungsrechte zeitlich 
nicht beschränkt sind.  

9.4 Für den Fall, dass der Auftragnehmer seinen Reportingpflichten auch nach Ablauf einer 
angemessenen, vom Auftraggeber gesetzten Frist nicht nachkommt, hat der Auftraggeber Anspruch auf 
eine angemessene Gutschrift. 

10 Störungsklassifizierung 

Es wird zwischen folgenden drei Störungsklassen unterschieden: 

10.1 Eine schwerwiegende Störung* liegt vor, wenn für mehr als einen unwesentlichen Teil der vom 
Auftraggeber vertragsgemäß berechtigten Nutzer die Nutzung der betroffenen Leistung insgesamt oder 
in wesentlichen Funktionen unmöglich oder schwerwiegend eingeschränkt ist.  

10.2 Eine erhebliche Störung* liegt vor, wenn die Nutzung der betroffenen Leistung erheblich 
eingeschränkt ist. Eine erhebliche Störung* liegt auch vor, wenn die leichten Störungen* insgesamt zu 
einer nicht unerheblichen Einschränkung der Nutzung der betroffenen Leistung führen. 

10.3 Eine leichte Störung* liegt vor, wenn die Nutzung der betroffenen Leistung ohne oder mit 
unwesentlichen Einschränkungen möglich ist. 

11 Störungsbeseitigung 

11.1 Liegt bei SaaS* oder PaaS* eine Störung* vor, hat der Auftragnehmer alle für die 
Störungsbeseitigung zur Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft* notwendigen Maßnahmen zu 
ergreifen. Diese können z.B. Instandsetzungsleistungen oder Pflegeleistungen für die eingesetzte 
Software zur Beseitigung von Störungen* umfassen. Liegt die Störung in einer eingesetzten Drittsoftware, 
ist der Auftragnehmer verpflichtet, einen die Störung* beseitigenden Programmstand* einzusetzen, sofern 
ein solcher verfügbar ist. Trifft dies nicht zu, hat der Auftragnehmer eine Umgehungslösung* zur 
Verfügung zu stellen. Ist ihm dies unzumutbar, hat er sich beim Hersteller der Drittsoftware für die 
baldmögliche Überlassung eines die Störung* beseitigenden Programmstandes* einzusetzen. Auf 
Verlangen des Auftraggebers wird der Auftragnehmer hierüber Auskunft erteilen. Sind keine 
Reaktionszeiten* vereinbart, ist mit der Störungsbeseitigung unverzüglich nach Zugang der 
entsprechenden Meldung oder Eintritt des vereinbarten Ereignisses innerhalb der vereinbarten 
Servicezeiten* zu beginnen. Sind keine Wiederherstellungszeiten* vereinbart, ist die 
Störungsbeseitigung* in angemessener Frist abzuschließen. Hält der Auftragnehmer vereinbarte 
Reaktions- und/oder Erledigungszeiten* nicht ein, gerät er nach deren Überschreitung auch ohne 
Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die Fristüberschreitung nicht zu vertreten hat. 

11.2 Liegt bei IaaS* eine Störung vor, hat der Auftragnehmer alle für die Störungsbeseitigung zur 
Wiederherstellung der Betriebsbereitschaft* notwendigen Maßnahmen zu ergreifen. Sind keine 
Reaktionszeiten* vereinbart, ist mit der Störungsbeseitigung unverzüglich nach Zugang der 
entsprechenden Meldung oder Eintritt des vereinbarten Ereignisses innerhalb der vereinbarten 
Servicezeiten* zu beginnen. Sind keine 

Erledigungszeiten* vereinbart, ist die Störungsbeseitigung in angemessener Frist abzuschließen. Hält der 
Auftragnehmer vereinbarte Reaktions- und/oder Erledigungszeiten* nicht ein, gerät er nach deren 
Überschreitung auch ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die Fristüberschreitung nicht zu 
vertreten hat. 

12 Änderung der Leistung nach Vertragsschluss durch den Auftragnehmer 

Um die Funktionalität der Leistungen zu verbessern oder die Leistungen dem Stand der Technik 
anzupassen, kann der Auftragnehmer die Leistungen nach Vertragsbeginn ohne Zustimmung des 
Auftraggebers anpassen. Eine solche Änderung darf aber nicht dazu führen, dass dem Auftraggeber die 
ursprünglich vereinbarten Funktionalitäten nicht mehr zur Verfügung stehen oder ursprünglich vereinbarte 
Anforderungen nur noch wesentlich eingeschränkt erfüllt werden. Wesentlich und damit unzulässig sind 
Änderungen bzw. Einschränkungen in jedem Fall dann, wenn diese zu einer schlechteren Bewertung der 
Leistungen im Vergabeverfahren geführt hätten. 
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13 Pflichten und Leistungen im Zusammenhang mit dem Vertragsende 

13.1 Bereitstellung von Informationen, Verfügbarmachung  

Der Auftragnehmer ist gemäß Ziffer 7.3 ohne gesonderte Vergütung verpflichtet, die Daten des 
Auftraggebers verfügbar zu machen (beispielsweise durch die Möglichkeit des Herunterladens). Es bleibt 
dem Auftraggeber unbenommen, die Zurverfügungstellung in einem anderen als dem vereinbarten 
Format zu verlangen, soweit dies dem Auftragnehmer nicht unzumutbar ist. Soweit diese Form der 
Zurverfügungstellung nachweislich zu einem wesentlichen Mehraufwand führt, kann der Auftragnehmer 
die Zurverfügungstellung von der Vereinbarung einer gesonderten zu vereinbarenden Vergütung 
abhängig machen. 

13.2 Migrationsunterstützung 

Der Auftraggeber ist für die Migration auf ein anderes System selbst verantwortlich. Soweit vereinbart, ist 
der Auftragnehmer auf Verlangen im zumutbaren Umfang zur Erbringung von Leistungen verpflichtet, die 
erforderlich sind, um einen neuen Auftragnehmer oder den Auftraggeber in die Lage zu versetzen, die 
Leistung zu übernehmen. In diesem Zusammenhang schuldet der Auftragnehmer insbesondere folgende 
Leistungen: 

13.2.1 Im Rahmen einer vereinbarten Migration nach Ziffer 13.2 wird der Auftragnehmer sich auf Wunsch 
des Auftraggebers mit dem von diesem mitgeteilten Ansprechpartner des geplanten Nachfolgers für die 
Leistungserbringung ins Benehmen setzen, sofern dieser vorab nachweislich zur Vertraulichkeit 
gegenüber Dritten verpflichtet wurde. Der Auftragnehmer wird mit dem Nachfolger die notwendigen, 
insbesondere die im Zusammenhang mit der Übertragung erforderlichen Leistungen abstimmen, z.B. ein 
Migrationskonzept. Unabhängig davon ist der Auftragnehmer verpflichtet, mit dem geplanten Nachfolger 
angemessen zusammenzuarbeiten und nach Möglichkeit zu gewährleisten, dass während der 
Übertragung keine schwerwiegenden oder erheblichen Störungen der Erbringung der geschuldeten 
Leistung auftreten. Der Nachfolger ist entsprechend zu verpflichten. Die Vergütung für die 
Migrationsunterstützung erfolgt nach Aufwand zu den vereinbarten Vergütungssätzen.  

13.2.2 Soweit sich die Migration verzögert, gleichgültig aus welchem Grund, wird der Auftragnehmer 
einmalig die Leistung auf Anforderung des Auftraggebers im bisherigen Umfang über das ursprüngliche 
Vertragsende hinaus weiter erbringen, bis die Übertragung erfolgreich vollzogen ist, unabhängig hiervon 
maximal jedoch für einen Zeitraum von sechs Monaten. Die Leistungserbringung erfolgt zu den bisherigen 
Konditionen. Für den Fall, dass dem Auftragnehmer darüber hinaus durch notwendige Leistungen 
Mehraufwände entstehen, kann der Auftragnehmer eine angemessene Anpassung der Vergütung 
verlangen. 

13.3 Pflichten nach Verfügbarmachung und Migration  

13.3.1 Soweit sich nach der Verfügbarmachung gemäß Ziffer 13.1 an den dort genannten Gegenständen 
und/oder an den gespeicherten Daten Änderungen oder Ergänzungen ergeben haben, sind diese auf 
Anforderung des Auftraggebers erneut zur Verfügung zu stellen, soweit sie nicht rechtmäßig gelöscht 
wurden. 

13.3.2 Der Auftragnehmer ermöglicht dem Auftraggeber zu einem vom Auftraggeber bestimmten 
Zeitpunkt die von ihm gespeicherten Daten sicher, d.h. nicht rekonstruierbar zu löschen bzw. zur 
Löschung zu markieren; in diesem Fall wird der Auftragnehmer die Daten sicher, d.h. nicht 
rekonstruierbar, löschen. Die Löschung ist dem Auftraggeber auf Verlangen und durch entsprechende 
Erklärung oder anderweitig nachzuweisen. Das Löschverfahren wird auf Anforderung nachgewiesen. 
Gesetzliche Aufbewahrungspflichten des Auftragnehmers bleiben unter Berücksichtigung der Vorgaben 
in Ziffer 13.1 unberührt. 

13.3.3 Der Auftraggeber bleibt zum Export der Daten gemäß Ziffer 7.3 bis zu deren Löschung berechtigt. 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die hierfür erforderliche Schnittstelle zur Verfügung zu stellen; dies gilt 
für einen Zeitraum von drei Monaten nach Vertragsende, soweit eine Löschung bis zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht erfolgt ist. Sind diese Leistungen nach Vertragsende mit mehr als unerheblichem Aufwand des 
Auftragnehmers verbunden, hat dieser Anspruch auf eine angemessene, keinesfalls aber eine höhere 
Vergütung. 
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14 Nutzungsrechte 

14.1 Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber mit Bereitstellung das nicht ausschließliche, zeitlich auf 
die Vertragslaufzeit beschränkte, nach der vertraglichen Vereinbarung ordentlich und im Übrigen nur 
außerordentlich kündbare oder aussetzbare, nicht übertragbare Recht ein, die Leistung einschließlich 
etwaig zur Nutzung der Leistung körperlich zur Verfügung gestellter Zugangssoftware* unter 
Berücksichtigung etwaiger im Vertrag vorgesehener quantitativer Metriken wie Useranzahl, Volumen etc. 
zu nutzen, das heißt auch, die zur Verfügung gestellte Software temporär zu speichern und zu laden, sie 
anzuzeigen und ablaufen zu lassen, soweit dies zur bestimmungsgemäßen Nutzung der Leistung 
erforderlich ist. Dies gilt auch, soweit hierfür Vervielfältigungen notwendig werden. Das Nutzungsrecht 
besteht weltweit bis auf diejenigen Länder, in denen der Auftragnehmer aufgrund staatliche Rechtsakte 
(beispielsweise Exportbeschränkungen) die jeweilige Leistung nicht allgemein anbietet und der Zugang 
zu den Leistungen bestimmungsgemäß nicht möglich ist. Bestimmungsgemäß ist der Zugang nicht 
möglich, wenn bei einer zutreffenden Geolokalisierung der Zugang für alle Kunden in dem betreffenden 
Land aufgrund staatlicher Rechtsakte gesperrt ist. Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber auf 
Anforderung unverzüglich die Länder nennen, in denen der Auftragnehmer die Leistungen aufgrund 
vorgenannter Regelung nicht verfügbar macht. Die vorgenannten Rechte gelten unbeschadet 
weitergehender Rechte an individuell zu erbringenden Leistungen gemäß Ziffer 14.2. 

14.2 Soweit individuelle Leistungen vereinbart sind, räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber an den 
betreffenden Leistungen (z.B. Konfigurationsleistungen) jeweils mit der Erbringung das nicht 
ausschließliche, örtlich unbeschränkte, in jeder beliebigen Hard- und Softwareumgebung ausübbare, 
übertragbare, dauerhafte, unwiderrufliche und unkündbare Recht ein, die individuellen Leistungen im 
Original oder in abgeänderter, übersetzter, bearbeiteter oder umgestalteter Form zu nutzen, abzuändern, 
zu übersetzen, zu bearbeiten oder auf anderem Wege umzugestalten auf einem beliebigen bekannten 
Medium oder in anderer Weise zu speichern, zu vervielfältigen, auszustellen, in körperlicher oder 
unkörperlicher Form zu verbreiten, mit Ausnahme eines etwaig überlassenen Quellcodes zu 
veröffentlichen, durch Dritte bestimmungsgemäß nutzen zu lassen, für den Auftraggeber betreiben zu 
lassen, nicht nur für eigene Zwecke zu nutzen, sondern auch zur Erbringung von gewerblichen und nicht 
gewerblichen Leistungen an Auftraggeber gemäß §§ 99 bis 101 GWB sowie nicht gewerbliche Leistungen 
an sonstige Dritte. 

14.3 Sofern und soweit durch die Nutzung der Leistungen durch den Auftraggeber Daten, Datenbanken 
oder Datenbankwerke oder andere Ergebnisse (z.B. Software, Dokumente) entstehen, stehen dem 
Auftraggeber alle Rechte aus Ziffer 14.2 an den von ihm neu generierten Werken mit der Maßgabe zu, 
dass er diese Rechte ausschließlich hält und die dort vereinbarten Beschränkungen der Rechte des 
Auftraggebers, insbesondere zur Veröffentlichung sowie zur Nutzung auch für Leistungen an Dritte nicht 
gelten. Soweit die vom Auftraggeber neu generierten Werke Leistungen des Auftragnehmers (z.B. 
Bibliotheken) als integralen Bestandteil umfassen oder die Wahrnehmung der Rechte an den Werken die 
Nutzung von Leistungen des Auftragnehmers erfordert, verbleibt es in Bezug auf die Nutzung solcher 
Leistungen des Auftragnehmers bei den jeweiligen Rechten gemäß Ziffer 14.1. bzw. Ziffer 14.2. Der 
Auftraggeber räumt dem Auftragnehmer an den vom Auftraggeber neu generierten Werken, mit denen er 
die Leistung nutzt oder die er in die Leistung einbringt, maximal auf die Vertragslaufzeit befristete Rechte 
ein, diese Werke ausschließlich zur Vertragserfüllung und im dafür erforderlichen Umfang zu nutzen. 

14.4 Soweit die Inanspruchnahme von Leistungen durch den Auftraggeber nach Vertragsende vereinbart 
ist, stehen ihm die hierfür erforderlichen Nutzungsrechte zu. 

14.5 Der Auftraggeber räumt dem Auftragnehmer und den an der Leistungserbringung beteiligten Dritten 
die zur Erbringung der Leistungen erforderlichen Rechte an den vom Auftraggeber eingebrachten Daten 
und Software ein. 

15 Unterauftragnehmer 

15.1 Der Auftragnehmer darf zur Leistungserbringung Unterauftragnehmer nur einsetzen oder 
eingesetzte Unterauftragnehmer nur auswechseln, wenn der Auftragnehmer den bzw. die 
Unterauftragnehmer und deren jeweiligen Leistungsbereich (Art und Umfang der Auslagerung an den 
Unterauftragnehmer) benennt. Die Benennung kann entfallen, wenn es sich nur um Zulieferer oder solche 
Unternehmen handelt, deren Leistung keine vereinbarten C5-Kriterien betreffen und die nicht in die 
Erbringung der Leistungen eingebunden sind oder lediglich Nebenleistungen erbringen. 
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15.2 Soweit im Verhältnis zwischen Auftragnehmer und Unterauftragnehmer Vereinbarungen geändert 
werden sollen, die die vereinbarten C5-Kriterien betreffen, hat der Auftragnehmer diese dem Auftraggeber 
mitzuteilen. Die Benennung bzw. die Mitteilung geplanter Vertragsänderungen kann auch durch eine für 
den Auftraggeber zugängliche Web-Site in Verbindung mit einer individuellen Benachrichtigung, z.B. per 
Push Nachricht, erfolgen. Der Auftraggeber ist berechtigt, dem Einsatz von Unterauftragnehmern bzw. 
vorgenannten Änderungen aus sachlichem Grund innerhalb 30 Tagen ab der individuellen 
Benachrichtigung zu widersprechen. Können sich die Parteien nicht binnen 90 Kalendertagen seit dem 
Zugang der individuellen Benachrichtigung auf die geplante Vertragsänderung bzw. den Austausch des 
Unterauftragnehmers einigen, hat der Auftraggeber das Recht, das Vertragsverhältnis ganz oder teilweise 
außerordentlich zu kündigen. 

15.3 Soweit vereinbart, gilt alternativ zu Ziffer 15.1, dass der Auftragnehmer zur Leistungserbringung 
Unterauftragnehmer nur einsetzen oder eingesetzte Unterauftragnehmer nur auswechseln darf, wenn der 
Auftragnehmer den bzw. die Unterauftragnehmer namentlich benennt und der Auftraggeber dem Einsatz 
ausdrücklich zustimmt. Voraussetzung für eine Zustimmung ist zunächst, dass sich der 
Unterauftragnehmer, soweit dies seine Leistungen betrifft, zuvor dem Auftragnehmer gegenüber 
mindestens in gleichem Umfang zur Einhaltung der vertraglichen Regelungen verpflichtet hat, wie der 
Auftragnehmer gegenüber dem Auftraggeber und der Auftragnehmer dies dem Auftraggeber auf 
Verlangen nachweist. Eine Zustimmung ist auch dann erforderlich, wenn der Auftragnehmer eine 
Leistung, die er bisher über einen Unteraufragnehmer erbringt, nunmehr selbst durchzuführen 
beabsichtigt. Der Auftraggeber wird zustimmen, wenn sich unter Berücksichtigung des neuen 
Unterauftragnehmers oder des Auftragnehmers anstelle des alten Unterauftragnehmers keine andere 
Zuschlagsentscheidung ergeben hätte und auch sonst kein sachlicher Grund dem Einsatz des 
Unterauftragnehmers entgegensteht. Die Einarbeitung des neuen Unterauftragnehmers erfolgt auf Kosten 
des Auftragnehmers. Für die im Angebot des Auftragnehmers oder sonst im Vergabeverfahren benannten 
Unterauftragnehmer gilt die Zustimmung des Auftraggebers als erteilt. 

15.4 Voraussetzung für den Einsatz eines Unterauftragnehmers ist, dass dieser sich, soweit dies seine 
Leistungen betrifft, zuvor dem Auftragnehmer gegenüber mindestens einem seinem jeweiligen Anteil an 
der Leistungserbringung entsprechenden Umfang zur Einhaltung der vertraglichen Regelungen 
verpflichtet hat, wie der Auftragnehmer gegenüber dem Auftraggeber. 

15.5 Der Auftragnehmer darf vertrauliche Informationen nur an solche Unterauftragnehmer weitergeben, 
deren Einsatz der Auftraggeber nicht ausdrücklich widersprochen hat und nur wenn und soweit diese 
vertraulichen Informationen für die Erbringung der jeweiligen Leistungen durch den Unterauftragnehmer 
erforderlich sind („Need-to-know“-Prinzip) und der Unterauftragnehmer mindestens im gleichen Maße zur 
Vertraulichkeit verpflichtet ist wie der Auftragnehmer. 

15.6 Unterauftragnehmer in diesem Sinne sind auch solche, die wiederum von Unterauftragnehmern 
eingesetzt werden (Unterauftragnehmerkette). 

16 Vergütung 

16.1 Die Vergütung der Leistungen kann in Form von monatlichen Pauschalen, nach Aufwand durch 
nutzungsabhängige Vergütungen („Pay-as-you-go“) oder aufwandsbezogene Vergütungen 
(beispielsweise nach Zeitaufwand) erfolgen. Die Vergütung ist jeweils zum 15. des auf die 
Leistungserbringung folgenden Monats fällig. 

16.2 Ist für eine Leistung durch auftragnehmerseitig eingesetztes Personal eine Vergütung nach 
Zeitaufwand vereinbart, gilt Folgendes: 

16.2.1 Bei einer Vergütung nach Zeitaufwand für Leistungen gemäß Ziffer 16.2 sind mit dem Entgelt für 
den Zeitaufwand alle weiteren Kosten, insbesondere Nebenkosten, Reisekosten und Materialkosten 
abgegolten. Reisezeiten werden nicht vergütet. Die Vergütung ist jeweils zum 15. des auf die 
Leistungserbringung folgenden Monats fällig. 

16.2.2 Ist bei Vergütung nach Zeitaufwand gemäß Ziffer 16.2 eine Obergrenze vereinbart, ist der 
Auftragnehmer auch bei Überschreitung dieser Grenze zur vollständigen Erbringung der vereinbarten 
Leistung verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Auftragnehmer die Überschreitung nicht zu vertreten hat. 
Der Auftragnehmer ist jedoch in diesem Fall verpflichtet, die vereinbarte Leistung gegen zusätzliche 
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Vergütung nach Aufwand zu den vereinbarten Sätzen vollständig zu erbringen, sofern der Auftraggeber 
dies verlangt. 

16.2.3 Je Kalendertag wird bei einer Vergütung nach Aufwand gemäß Ziffer 16.2 nicht mehr als ein 
Tagessatz vergütet. Ein vereinbarter Tagessatz kann nur dann in Rechnung gestellt werden, wenn 
mindestens acht Zeitstunden geleistet wurden. Werden weniger als acht Zeitstunden pro Tag geleistet, 
sind diese anteilig in Rechnung zu stellen. Ist ein Stundensatz vereinbart, werden angefangene Stunden 
anteilig vergütet. Pausen sind auszuweisen und werden nicht vergütet. Werden mehr als sechs 
Zeitstunden geleistet, wird vermutet, dass der Auftragnehmer eine halbstündige Pause eingelegt hat. Dies 
gilt nicht, wenn der Auftragnehmer nachweist, keine Pause gemacht zu haben. 

16.3 Eine fällige Vergütung ist innerhalb von 30 Tagen nach Zugang einer prüffähigen Rechnung zu 
zahlen. Rechnungen sind in elektronischer Form gemäß E-Rechnungsverordnung auszustellen und zu 
übermitteln. Im Falle wiederkehrender Vergütungen ist eine einmalige prüfbare Dauerrechnung 
ausreichend, solange sich die Vergütung nicht geändert hat. 

16.4 Geschuldete Gutschriften sind in der Rechnung von der Vergütung in Abzug zu bringen. Anderenfalls 
kann der Auftraggeber diese selbst mit geschuldeter Vergütung verrechnen oder die Auszahlung der 
geschuldeten Gutschriften verlangen, soweit eine Verrechnung nicht möglich ist. 

16.5 Ist eine Preisanpassung für Leistungen vereinbart, gilt, falls keine anderweitige Regelung 
vorgesehen ist, Folgendes: Eine Erhöhung der Vergütung kann erstmalig 12 Monate nach Beginn der 
Leistungserbringung, weitere Erhöhungen frühestens jeweils 12 Monate nach Wirksamwerden der 
vorherigen Erhöhung angekündigt werden. Eine Erhöhung wird drei Monate nach der Ankündigung 
wirksam. Die Erhöhung hat angemessen und marktüblich zu sein und darf maximal 3% der zum Zeitpunkt 
der Ankündigung der Erhöhung geltenden Vergütung betragen. 

16.6 Alle Preise verstehen sich netto und, soweit Umsatzsteuerpflicht besteht, zuzüglich der geltenden 
gesetzlichen Umsatzsteuer. 

17 Mitwirkung des Auftraggebers 

17.1 Dem Auftraggeber obliegen die im Vertrag aufgeführten Mitwirkungsleistungen. Er wird dem 
Auftragnehmer die erforderlichen Informationen und Unterlagen aus seiner Sphäre zur Verfügung stellen. 

17.2 Der Auftraggeber unterhält angemessene Sicherheitsstandards für die Nutzung der Leistungen 
durch seine Nutzer. Dem Auftraggeber obliegt es, die „Korrespondierenden Kriterien für Kunden“ aus dem 
jeweils für die vertragliche Leistung gemäß Ziffer 1.2 vereinbarten Stand des Anforderungskatalogs C5 
des BSI zu beachten. 

17.3 Der Auftraggeber ist dafür verantwortlich, dass die Systeme und Daten, die er dem Auftragnehmer 
im Zuge der Leistungserbringung zugänglich macht, auch durch den Auftragnehmer dafür betrieben bzw. 
verarbeitet werden dürfen.  

Im Rahmen der Auftragsverarbeitung prüft der Auftraggeber eigenverantwortlich, ob die von ihm im 
Zusammenhang mit der Nutzung der Leistung an den Auftragnehmer übermittelten Daten 
personenbezogene Daten darstellen und die Verarbeitung dieser personenbezogenen Daten im Wege 
der Auftragsverarbeitung zulässig ist. 

17.4 Der Auftraggeber ist für Art und Inhalt der dem Auftragnehmer zur Verfügung gestellten Daten und 
Software verantwortlich. 

17.5 Nutzt der Auftraggeber die Leistungen -z.B. IaaS*-, um den Nutzern Software und andere 
Serviceangebote zur Verfügung zu stellen, ist er auch für deren Nutzung verantwortlich. Der Auftraggeber 
unterrichtet die jeweiligen Nutzer im erforderlichen Umfang über die für sie relevanten Leistungen, deren 
Grenzen und über relevante Mitwirkungsleistungen. 

17.6 Der Auftraggeber hat Störungen* bzw. Mängel unter Angabe der ihm bekannten und für deren 
Erkennung zweckdienlichen Informationen zu melden. Eine Meldung in der Administrationskonsole oder 
der Eintrag in ein Ticketsystem ist ausreichend. Soweit die Meldung formlos erfolgt ist, hat der 
Auftragnehmer die Störungsmeldung unverzüglich in das hierfür vorgesehene System 
(Administrationskonsole oder Ticketsystem) einzustellen. 
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17.7 Bei vereinbartem Remoteservice* wird der Auftraggeber entsprechend den vertraglichen 
Vereinbarungen die notwendigen technischen Einrichtungen beim Auftraggeber bereitstellen, soweit dies 
für den Zugriff auf das System nötig ist. 

17.8 Dem Auftraggeber obliegt es zudem, die Funktionalitäten in einer bereitgestellten 
Administrationskonsole des Auftragnehmers zu nutzen, insbesondere die Empfangsberechtigten für 
Mitteilungen des Auftragnehmers zu benennen. 

17.9 Der Auftraggeber ergreift wirtschaftlich angemessene Maßnahmen, um einen nicht autorisierten 
Zugriff bzw. eine nicht autorisierte Nutzung über die ihm zur Verfügung gestellten Zugänge zu verhindern 
oder zu beenden.  

Unbenommen ist die Pflicht des Auftragnehmers, angemessene Maßnahmen zu treffen, die Leistung und 
die Zugänge dazu vor nicht autorisiertem Zugriff zu schützen. Der Auftraggeber haftet nicht für 
unautorisierten Zugriff, wenn dieser durch eine solche Maßnahme des Auftragnehmers hätte verhindert 
werden können. 

17.10 Auf einen entsprechenden Hinweis des Auftragnehmers hin, dass nicht vom Vergabeverfahren bzw. 
vom Vertrag gedeckte zusätzliche Beauftragungen von Leistungen über den Zugang zu den Leistungen 
möglich sind, z.B. mit Hilfe einer Administrationskonsole, trifft der Auftraggeber insoweit angemessene 
organisatorische Maßnahmen zur Überwachung der Art und des Umfangs der Nutzung der Leistungen. 

Sofern der Auftragnehmer dem Auftraggeber entsprechende Administrationsmöglichkeiten, insbesondere 
eine Rechte- und Rollenstruktur zur Verfügung stellt, obliegt dem Auftraggeber in dem dadurch 
ermöglichten Umfang die Verhinderung von über die Administrationskonsole möglichen Beauftragungen 
zusätzlicher Leistungen des Auftragnehmers. 

18 Rechte des Auftraggebers bei Mängeln der Leistungen 

Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber die vereinbarte Leistung während der Vertragslaufzeit 
vertragsgemäß zur Verfügung zu stellen. Für die Zeit, in der die Nutzbarkeit der Leistung wegen eines 
Mangels oder einer Schlechtleistung gemindert ist, hat der Auftraggeber nur eine angemessen 
herabgesetzte Vergütung für die Leistung zu entrichten, soweit für diese Schlechtleistung nicht eine 
andere Kompensation (wie Nichterfüllungsgutschriften) vereinbart ist.  

Die sonstigen gesetzlichen Ansprüche des Auftraggebers wegen Mängeln oder Schlechtleistung bleiben 
unberührt. 

19 Haftungsbeschränkung 

Sofern keine andere vertragliche Haftungsvereinbarung vorliegt, gelten für alle gesetzlichen und 
vertraglichen Schadens-, Freistellungs- und Aufwendungsersatzansprüche des Auftraggebers folgende 
Regelungen: 

19.1 Bei leicht fahrlässigen Pflichtverletzungen wird die Haftung für den Vertrag insgesamt grundsätzlich 
auf den Auftragswert* beschränkt. Die Haftung in diesem Fall beträgt jedoch mindestens das Doppelte 
und maximal das Vierfache der Vergütung, die für das erste Vertragsjahr zu zahlen ist. Beträgt der 
Auftragswert* weniger als 50.000,- Euro wird die Haftung auf 50.000,- Euro beschränkt. Im Falle von 
Sachschäden ist die Haftung auf eine Million Euro beschränkt, wenn der Auftragswert* geringer als eine 
Million Euro ist. 

19.2 Soweit nicht anders vereinbart, sind Ansprüche aus entgangenem Gewinn ausgeschlossen. 

19.3 Die Haftungsbeschränkungen gelten nicht für Ansprüche wegen Vorsatz und grober Fahrlässigkeit, 
bei der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, bei Arglist, soweit das 
Produkthaftungsgesetz zur Anwendung kommt sowie bei Garantieversprechen. 

20 Laufzeit und Kündigung 

20.1 Ist kein Ende der jeweiligen Vertragslaufzeit vereinbart, kann dieser mit einer Frist von sechs 
Monaten zum Ablauf eines Kalendermonats ganz oder teilweise gekündigt werden, frühestens jedoch 
zum Ende einer vereinbarten Mindestvertragsdauer. Im Vertrag kann eine andere Kündigungsfrist 
vereinbart werden. 
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20.2 Zudem kann der Vertrag von jedem Vertragsteil bei Vorliegen eines wichtigen Grundes - ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist - innerhalb einer angemessenen Zeit ab Kenntnis des 
Kündigungsgrundes ganz oder teilweise gekündigt werden. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn Tatsachen 
gegeben sind, aufgrund derer dem Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles 
und unter Abwägung der Interessen der Vertragspartner die Fortsetzung des Vertrages nicht mehr 
zugemutet werden kann. Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht, ist die 
Kündigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe gesetzten Frist oder nach erfolgloser 
Abmahnung zulässig, soweit nicht gemäß § 314 i.V.m. § 323 Absatz 2 BGB eine Fristsetzung entbehrlich 
ist. Im Falle der Kündigung aus wichtigem Grund hat der Auftragnehmer Anspruch auf Vergütung für die 
bis zum Wirksamwerden der Kündigung aufgrund des Vertrages erbrachten Leistungen. Die Vergütung 
entfällt aber für solche Leistungen, für die der Auftraggeber darlegt, dass sie für ihn aufgrund der 
Kündigung ohne Interesse sind. 

21 Haftpflichtversicherung 

21.1 Soweit vereinbart, weist der Auftragnehmer bei Abschluss des Vertrages dem Auftraggeber nach, 
dass er über eine im Rahmen und Umfang marktübliche Industriehaftpflichtversicherung oder eine 
vergleichbare Versicherung aus einem Mitgliedsstaat der EU verfügt. 

21.2 Der Auftragnehmer wird diesen Versicherungsschutz bis zum Ende des Vertrages und darüber 
hinaus bis zur Verjährung sämtlicher Mängelansprüche aufrechterhalten. Kommt der Auftragnehmer 
dieser Verpflichtung nicht nach, ist der Auftraggeber nach erfolgloser angemessener Fristsetzung zur 
Kündigung 

des Vertrages berechtigt, wenn ihm ein Festhalten am Vertrag nicht mehr zuzumuten ist. Weitergehende 
Ansprüche des Auftraggebers, insbesondere Schadensersatzansprüche, bleiben hiervon unberührt. 

22 Zurückbehaltungs- und Leistungsverweigerungsrechte 

Zurückbehaltungs- und Leistungsverweigerungsrechte des Auftragnehmers sind unbeschadet von Ziffer 
3 ausgeschlossen, es sei denn, der Auftraggeber bestreitet die zugrunde liegenden Gegenansprüche 
nicht oder diese sind rechtskräftig festgestellt. Dies gilt auch für ein etwaiges Vermieterpfandrecht in 
Bezug auf gehostete Daten und Anwendungen des Auftraggebers. 

23 Textform 

Soweit nichts anderes geregelt ist, bedürfen vertragliche Mitteilungen und Erklärungen mindestens der 
Textform. Auch Eintragungen in der Administrationskonsole* entsprechen der Textform. Für 
Störungsmeldungen und Mängelrügen ist der Eintrag in ein Ticketsystem ausreichend. 

24 Anwendbares Recht, Gerichtsstand 

24.1 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss der Normen, die in eine andere 
Rechtsordnung verweisen, und unter Ausschluss des Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenkauf (CISG).  

24.2 Liegen die Voraussetzungen für eine Gerichtsstandsvereinbarung nach §§ 38, 40 ZPO vor, richtet 
sich der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten über die Gültigkeit des Vertrages und aus dem 
Vertragsverhältnis ausschließlich nach dem Sitz der für die Prozessvertretung des Auftraggebers 
zuständigen Stelle. Der Auftraggeber ist auf Verlangen verpflichtet, die ihn im Prozess vertretende Stelle 
mitzuteilen. 

 

Begriffsbestimmungen 

Begriff Definition 

Auftragnehmers
eitige AGB 

  

Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers, seiner 
Unterauftragnehmer und Lieferanten. 
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Begriff Definition 

Auftragswert 

  

  

Der Auftragswert ist die Summe aller zu zahlenden Vergütungen. 

Ausfallzeit Zeiten der ungeplanten Nichtverfügbarkeit der Leistung innerhalb der Betriebszeit. 

  

Betriebsbereitsc
haft 

Die Leistung funktioniert störungsfrei. 

  

Betriebszeit Zeiten, in denen der Auftraggeber Anspruch auf Bereitstellung der Leistung hat. 

  

  

Concurrent User Gleichzeitige Nutzer einer Leistung, z.B. einer SaaS* oder PaaS*. 

  

Datensicherung Datensicherung umfasst alle technischen und organisatorischen Maßnahmen zur 
Sicherstellung der Verfügbarkeit, Integrität und Konsistenz der auf der 
Cloudinfrastruktur gespeicherten und für Verarbeitungszwecke genutzten Daten und 
Software*.  

  

Infrastructure as 
a 

Service (IaaS) 

Bei IaaS* werden IT-Ressourcen wie z. B. Rechenleistung, Datenspeicher oder 
Netze als Dienst angeboten. Ein Auftraggeber nutzt diese virtualisierten und in 
hohem Maß standardisierten Services und baut darauf eigene Services zum 
internen oder externen Gebrauch auf. So kann ein Auftraggeber z.B. 
Rechenleistung, Arbeitsspeicher und Datenspeicher nutzen und darauf ein 
Betriebssystem mit Anwendungen seiner Wahl laufen lassen. 

  

Kernbetriebszeit Vereinbarte Zeiten innerhalb der Betriebszeit, in denen der Auftraggeber Anspruch 
auf Bereitstellung der Leistung mit gesteigertem Leistungsumfang hat, z.B. mit einer 
höheren Verfügbarkeit oder einer besonders kurzen Wiederherstellungszeit. Zeiten 
der geplanten Nichtverfügbarkeit liegen außerhalb der Kernbetriebszeit.  

  

Managed Cloud 

Services (MCS) 

Managed Cloud Services sind Leistungen, die über die typischen Leistungspflichten 
des Auftragnehmers hinausgehen, z.B. die Benutzerverwaltung, ggf. die Verwaltung 
verschiedener Cloud-Angebote bzw. Optionen, Kapazitätsmanagement, Beratung 
bei Upgrade- und Lizenzfragen etc. - jeweils ausgerichtet am individuellen Bedarf 
des Auftraggebers. 

Monitoring Beispiele für Monitoring sind: 

● Verfügbarkeits-Monitoring. Überwachung der Verfügbarkeit aller Geräte / 
Dienste, für die eine Verfügbarkeit und / oder Performance definiert ist. 
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Begriff Definition 

● Störungs*-Monitoring. Überwachung der festgestellten Vorfälle und anderen 
Statusereignisse auf Servern und Netzwerkgeräten, einschließlich 
Verfügbarkeit, Prozessstatus, Dateisystemkapazität und Erfolg / Misserfolg von 
Backups. 

● Performance-Monitoring. Überwachung wichtiger Leistungsmetriken im 
Hinblick auf die Systemressourcen, (z. B. CPU, Arbeitsspeicher und 
Datenspeicher) und die betriebenen Anwendungen (z. B. Prozessstatistiken, 
Benutzer, Durchsatz) und Datenbanken (z. B. Caching, Leistung, 
Transaktionserfolg). 

● Sicherheits-Monitoring. Aktive Überwachung der Infrastruktur und der Services 
auf Schwachstellen, die etwa aus einer Fehlkonfiguration oder der 
ausstehenden Einspielung von sicherheitsrelevanten Updates resultieren. 

Monitoring Beispiele für Monitoring sind: 

● Verfügbarkeits-Monitoring. Überwachung der Verfügbarkeit aller Geräte / 
Dienste, für die eine Verfügbarkeit und / oder Performance definiert ist. 

● Störungs*-Monitoring. Überwachung der festgestellten Vorfälle und anderen 
Statusereignisse auf Servern und Netzwerkgeräten, einschließlich 
Verfügbarkeit, Prozessstatus, Dateisystemkapazität und Erfolg / Misserfolg von 
Backups. 

● Performance-Monitoring. Überwachung wichtiger Leistungsmetriken im 
Hinblick auf die Systemressourcen, (z. B. CPU, Arbeitsspeicher und 
Datenspeicher) und die betriebenen Anwendungen (z. B. Prozessstatistiken, 
Benutzer, Durchsatz) und Datenbanken (z. B. Caching, Leistung, 
Transaktionserfolg). 

● Sicherheits-Monitoring. Aktive Überwachung der Infrastruktur und der Services 
auf Schwachstellen, die etwa aus einer Fehlkonfiguration oder der 
ausstehenden Einspielung von sicherheitsrelevanten Updates resultieren. 

Named User Von Auftraggeber namentlich benannte Nutzer. 

  

Patch Temporäre Behebung eines Mangels und/oder einer Störung* in der Software ohne 
Eingriff in den Quellcode*. 

  

Platform as a 

Service (PaaS) 

Ein PaaS-Provider stellt eine komplette Infrastruktur bereit und bietet dem 
Auftraggeber auf der Plattform standardisierte Schnittstellen an, die von Diensten 
des Auftraggebers genutzt werden. So kann die Plattform z. B. Mandantenfähigkeit, 
Skalierbarkeit, Zugriffskontrolle, Datenbankzugriffe, etc. als Service zur Verfügung 
stellen. Der Auftraggeber hat in der Regel keinen Zugriff auf die darunterliegenden 
Schichten (Betriebssystem, Hardware), er kann aber auf der Plattform eigene 
Anwendungen laufen lassen, für deren Entwicklung der Auftragnehmer in der Regel 
eigene Werkzeuge anbietet. 

  

Programmstand Oberbegriff für Patch*, Update*, Upgrade* und neue(s) Release/Version*. 
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Begriff Definition 

Reaktionszeit Zeitraum, innerhalb dessen der Auftragnehmer mit den Störungs- bzw. 
Mängelbehebungsarbeiten zu beginnen hat. Der Zeitraum beginnt mit dem Auftreten 
der Störung, läuft jedoch nur in den vereinbarten Servicezeiten*. Tritt die Störung 
außerhalb dieser Zeiten ein, beginnt die Reaktionszeit mit der nächsten Servicezeit*. 

  

Release / 
Version 

Neue Entwicklungsstufe einer Software, die sich gegenüber dem vorherigen 
Release* bzw. der Version* im Funktions- und/oder Datenspektrum erheblich 
unterscheidet (z.B. Änderung der Versionsnummer von 4.5.7 zu 5.0.0). 

Servicezeit 

  

Zeiten, innerhalb derer der Auftraggeber Anspruch auf Störungs- bzw. 
Mangelbehebungsarbeiten hat. 

  

Sicherheitsvorfa
ll 

Angriff auf die Cloudinfrastruktur und die Leistungen des Auftragnehmers, der die 
Vertraulichkeit, Verfügbarkeit oder Integrität derselben  

● derart gefährdet, dass ein erheblicher Schaden eintreten kann oder  

● tatsächlich beeinträchtigt. 

  

Software as a   

Service (SaaS) 

Bezeichnet die Bereitstellung von Software bzw. Funktionen von Software in einer 
vom Auftragnehmer betriebenen Infrastruktur. 

  

Störung Beeinträchtigung der Eignung der Leistung zur vertraglich vereinbarten, bzw. soweit 
eine solche Vereinbarung fehlt, zur vorausgesetzten oder sonst zur gewöhnlichen 
Verwendung. Dies gilt unabhängig von einem Vertretenmüssen und unabhängig 
davon, ob diese Abweichung bereits bei Leistungsbeginn vorlag. 

  

Umgehungslösu
ng 

Temporäre Überbrückung eines Mangels und/oder einer Störung*. 

  

Update Bündelung mehrerer Mängelbehebungen und/oder Störungsbeseitigungen sowie 
geringfügige funktionale Verbesserungen und/oder Anpassungen der Software* in 
einer einzigen Lieferung (z.B. Änderung der Versionsnummer von 4.1.3 zu 4.1.4). 

  

Upgrade 

  

Bündelung mehrerer Mängelbehebungen und/oder Störungsbeseitigungen und 
mehr als geringfügige funktionale Verbesserungen und/oder Anpassungen der 
Software* in einer einzigen Lieferung (z.B. Änderung der Versionsnummer von 4.1.3. 
zu 4.2.0). 

  

Verfügbarkeitskl
assen 

Klassifizierung der Verfügbarkeit gemäß HV Kompendium des BSI Band G, Kapitel 
2 in der zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses aktuellen Version. 
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Begriff Definition 

Wiederherstellu
ngszeit 

Zeitraum, innerhalb dessen der Auftragnehmer die Störungs- bzw. 
Mängelbehebungsarbeiten erfolgreich abzuschließen hat. Der Zeitraum beginnt mit 
dem Auftreten der Störung*, läuft jedoch nur in den vereinbarten Servicezeiten. Tritt 
die Störung* außerhalb dieser Zeiten ein, beginnt die Wiederherstellungszeit mit der 
nächsten Servicezeit. 

Verfügbarkeits
klasse 

Bezeichnung Minimale 
Verfügbar
keit 

Nichtverfügb
arkeit 

Ausfall
zeit pro 
Monat 

Ausfallz
eit* pro 
Jahr 

VK 0 Standard-
ITSystem ohne 
Anforderungen 
an die 
Verfügbarkeit 

~95% ~5% 1 Tag Mehrere 

Tage 

VK 1 Standard-
Sicherheit nach 
IT-
Grundschutz 
bei normalem 
Verfügbarkeits
bedarf 

99,0% 1% < 8 h < 88 h 

VK 2 Standard-
Sicherheit nach 
IT-
Grundschutz 
bei erhöhtem 
Verfügbarkeits
bedarf 

99,9% 0,1% < 4- 4 
min 

< 9 h 

VK 3 Hochverfügbar 
nach IT-
Grundschutz 
für spezifische 
IT-Ressourcen; 
BSIStandard 
100-3 

99,99% 0,01% < 5 min < 53 min 

VK 4 Höchstverfügb
ar 

99,999% 0,001% < 26 s < 6 min 

VK 5 Desaster-
Tolerant 

max. 
Verfügbar
keit 

0 0 0 

 

Zugangssoftwar
e 

Für den Zugang zu der vom Auftragnehmer betriebenen Cloudinfrastruktur 
erforderliche Software zur Nutzung der Leistungen, z.B. einer vereinbarten 
Anwendung oder Plattform. 
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Unsere Werte 
 
Wir, die Kliniken des Bezirks Oberbayern (kbo), sind ein Verbund von über 50 stationären und 
teilstationären Kliniken, ambulanten Einrichtungen sowie Dienstleistungsunternehmen. Wir 
fördern Gesundheit für Seele und Körper mit unseren qualifizierten Fachkräften in den Berei-
chen Psychiatrie, Psychotherapie, Psychosomatik, Neurologie und Sozialpädiatrie. Wir behan-
deln, betreuen, unterstützen und schützen Kinder, Jugendliche und Erwachsene wohnortnah 
in Oberbayern. 
 
kbo ist sich seiner unternehmerischen Verantwortung bewusst und bekennt sich zu einer öko-
logischen und sozial verantwortlichen Unternehmensführung. Mit unserer Grundsatzerklärung 
kommunizieren wir unser Engagement klar gegenüber unseren Stakeholdern und der Öffent-
lichkeit. Wir sind bestrebt, unser unternehmerisches Handeln und unsere Dienstleistungen im 
Sinne der Nachhaltigkeit zu optimieren und fordern unsere Lieferanten auf, dazu im Sinne 
eines ganzheitlichen Ansatzes beizutragen. 
 
Als Mitglied der Global Compact Initiative der Vereinten Nationen (UNGC) unterstützt kbo aktiv 
die zehn Prinzipien des UNGC im Bereich der Menschenrechte, Arbeitsstandards, Umwelt und 
Korruptionsbekämpfung. 
 
Wir schätzen die Beziehungen zu unseren Lieferanten und setzen daher auf einen fairen, of-
fenen und transparenten Umgang. Von unseren Lieferanten erwarten wir, dass sie unser En-
gagement für ethische, sichere und verantwortungsvolle Geschäftspraktiken teilen.  
 
Für die zukünftige Zusammenarbeit vereinbaren die Vertragspartner die Geltung der nachste-
henden Regelungen für einen gemeinsamen Verhaltenskodex. Dieser Verhaltenskodex beruht 
auf nationalen Gesetzen und Vorschriften wie das LkSG (Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz) 
sowie internationale Übereinkommen wie die allgemeine Erklärung der Menschenrechte der 
Vereinten Nationen, die Leitlinien über Kinderrechte und unternehmerisches Handeln, die Leit-
linien der Vereinten Nationen Wirtschaft und Menschenrechte, die internationalen Arbeitsnor-
men der Internationalen Arbeitsorganisation sowie den Global Compact der Vereinten Natio-
nen.  
 
 
I. Anforderungen an Lieferanten des kbo-Konzerns 

 
1. Soziale Verantwortung 

 
Menschenrechte 
Der Lieferant respektiert die persönliche Würde, die Privatsphäre und die Menschenrechte 
eines Jeden. Der Schutz der international anerkannten Menschenrechte ist zu unterstüt-
zen. 

 
Verbot der Kinderarbeit 
kbo verurteilt alle Formen von Kinderarbeit. In keiner Phase der Produktion darf Kinderar-
beit eingesetzt werden. Die Lieferanten sind aufgefordert, sich an die Empfehlung aus den 
ILO-Konventionen (Internationale Arbeitsorganisation) zum Mindestalter für die Beschäf-
tigung von Kindern zu halten. Demnach soll das Alter nicht geringer sein als das Alter, mit 
dem die allgemeine Schulpflicht endet und in jedem Fall nicht unter 15 Jahren.  
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Bekämpfung von Zwangsarbeit und Sklaverei 
Es darf keine Zwangsarbeit, Sklavenarbeit oder derart vergleichbare Arbeit eingesetzt 
werden. Jede Arbeit muss freiwillig sein und ohne Androhung von Strafe erfolgen. Die 
Mitarbeitenden müssen die Arbeit oder das Beschäftigungsverhältnis zu jeder Zeit been-
den können.  

 
Faire Arbeitsbedingungen 
Der Lieferant vergütet seine Mitarbeitenden regelmäßig, pünktlich, vollständig und ange-
messen. Die Zahlung der gesetzlich festgelegten nationalen Mindestlöhne wird gewähr-
leistet. Die Arbeitszeiten müssen den geltenden Gesetzen oder den Branchenstandards 
entsprechen. Überstunden sind nur zulässig, wenn sie auf freiwilliger Basis geleistet wer-
den und 12 Stunden pro Woche nicht übersteigen. 
 
Gesundheitsschutz und Sicherheit am Arbeitsplatz 
Der Lieferant ist für ein sicheres und gesundes Arbeitsumfeld verantwortlich. Durch Auf-
bau und Anwendung angemessener Arbeitssicherheitssysteme werden notwendige Vor-
sorgemaßnahmen gegen Unfälle und Gesundheitsschäden, die sich im Zusammenhang 
mit der Tätigkeit ergeben können, getroffen. Übermäßige körperliche oder geistige Ermü-
dung sind durch geeignete Maßnahmen zu verhindern. Zudem werden die Beschäftigten 
regelmäßig über geltende Gesundheitsschutz- und Sicherheitsstandards informiert und 
geschult.  
 
Koalitionsfreiheit 
Das Recht der Arbeitnehmer, Organisationen ihrer Wahl zu gründen, ihnen beizutreten, 
Kollektivverhandlungen zu führen und zu streiken, ist zu respektieren. Arbeitnehmerver-
tretungen sind vor Diskriminierungen zu schützen. Arbeitnehmer dürfen nicht aufgrund 
von Gründung, Beitritt oder Mitgliedschaft in einer solchen Organisation diskriminiert wer-
den.  
 
Diskriminierungsverbot 
kbo lehnt jegliche Formen von Diskriminierung ab. Die persönliche Würde, Privatsphäre 
und Persönlichkeitsrechte jedes Einzelnen werden respektiert. Der Lieferant fördert die 
Chancengleichheit am Arbeitsplatz und die Gleichbehandlung seiner Beschäftigten unab-
hängig von nationaler und ethnischer Abstammung, sozialer Herkunft, Hautfarbe, mögli-
cher Behinderungen, sexueller Orientierung, politischer oder religiöser Überzeugung oder 
Weltanschauung sowie Geschlecht und Alter.   

 
 
2. Ökologische Verantwortung 
 

Einsparung von Ressourcen  
Der Lieferant praktiziert eine systematische Entwicklung von Produkten und Dienstleis-
tungen, die dazu beiträgt, den Einsatz von Energie, Wasser und weiteren Rohstoffen ent-
lang des gesamten Produktlebenszyklus zu reduzieren.  
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Vermeiden von kritischen Inhaltsstoffen  
Zum Schutz des Lebens an Land und unter Wasser (Biodiversität) entscheidet sich der 
Lieferant im Rahmen der Möglichkeiten für umweltfreundliches Rohmaterial. Chemikalien 
oder andere Materialien, die bei ihrer Freisetzung in die Umwelt eine Gefahr darstellen, 
sind zu ermitteln und so zu handhaben, dass beim Umgang mit diesen Stoffen, der Beför-
derung, Lagerung, Nutzung, beim Recycling oder der Wiederverwendung und bei ihrer 
Entsorgung die Sicherheit gewährleistet ist.  
 
Umgang mit Abfall und gefährlichen Stoffen  
Der Lieferant folgt einer systematischen Herangehensweise, um Festabfall zu ermitteln, 
zu handhaben, zu reduzieren und verantwortungsvoll zu entsorgen. Abfälle werden mini-
miert und die Kreislaufwirtschaft ist zu fördern, indem wiederverwertbare Produkte und 
Verpackungen herstellt bzw. einsetzt und die Rückführung von Wertstoffen zum Recycling 
erleichtert werden. 
 
Reduktion der Treibhausgasemissionen  
Der Lieferant reduziert die mit seinen Geschäftsaktivitäten verbundenen Kohlenstoffemis-
sionen wirksam. In diesem Zuge unterstützt er möglichst gebündelte Bestellungen, um 
den Kohlenstoff-Fußabdruck für den Transport zu minimieren.  
 
Umwelt- und Energiemanagement 
Der Lieferant beachtet die gesetzlichen Anforderungen und internationalen Normen zum 
Umweltschutz. Der Lieferant richtet ein Umweltmanagementsystem ein oder wendet ein 
vergleichbares System an (z.B. 14001/EMAS).  
Der Energieverbrauch ist zu überwachen und zu dokumentieren. Es sind wirtschaftliche 
Lösungen zu finden, um den Energieverbrauch zu minimieren und die Energieeffizienz zu 
verbessern. 

 
 
3. Ethische Verantwortung 
 

Fairer Wettbewerb 
Die Regeln für einen fairen Wettbewerb sind unabdingbare Voraussetzung für eine leis-
tungsorientierte Marktwirtschaft, um wirtschaftliche Effizienz, Entwicklung und Innovatio-
nen zu fördern. Daher achtet und fördert der Lieferant den fairen Wettbewerb und agiert 
in Übereinstimmung mit allen geltenden Wettbewerbs- und/oder Kartellgesetzen. 

 
Integrität 
Bei allen Geschäftsaktivitäten sind höchste Integritätsstandards zugrunde zu legen. Der 
Lieferant duldet keine Art von Korruption, Bestechung oder Erpressung, noch beteiligt er 
sich in irgendeiner Form daran. Dies umfasst auch jegliche illegalen Zahlungsangebote 
oder ähnliche Zuwendungen, um die Entscheidungsfindung der Verantwortlichen zu be-
einflussen. Diese Grundsätze des ethischen, rechtlichen und sozialen Verhaltens haben 
wir bei kbo, in unserem kbo-Ehrenkodex verankert. Im Sinne der kollektiven Verantwor-
tung aller Mitarbeitenden des kbo-Konzerns legen wir diese Werte unserer täglichen Pra-
xis zugrunde und kommunizieren dies sowohl intern als auch extern. So hat sich kbo bei-
spielsweise strenge Maßstäbe hinsichtlich Zuwendungen auferlegt und orientiert sich zur 
Bemessung der Angemessenheit an den Grenzen des Kodex der freiwilligen Selbstkon-
trolle der Arzneimittelindustrie bzw. des Bundesverbandes Medizintechnologie e.V. 
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Vertraulichkeit und Datenschutz 
Wir erwarten, dass unsere Lieferanten geheimhaltungsbedürftige unternehmensbezo-
gene Daten und Informationen, die nicht offenkundig sind, sorgfältig und in Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen Vorgaben zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (Gesch-
GehG) verwahren. Rechte an geistigem Eigentum sind zu respektieren. Technologie- und 
Know-how-Transfer haben so zu erfolgen, dass die geistigen Eigentumsrechte und die 
Kundeninformationen geschützt sind.  
Der Lieferant verwaltet und schützt alle personenbezogenen Daten in Übereinstimmung 
mit der geltenden Rechtsordnung, insbesondere der europäischen Datenschutzgrundver-
ordnung (DSGVO). 
 

II. Umsetzung der Anforderungen 
 
Wir erwarten von unseren Lieferanten in Bezug auf Lieferketten, dass sie Risiken innerhalb 
dieser identifizieren sowie angemessene Maßnahmen ergreifen. Im Falle eines Verdachts auf 
Verstöße sowie zur Absicherung von Lieferketten mit erhöhtem Risiko fordert kbo die Offenle-
gung der Lieferketten. Verstöße gegen diesen Verhaltenskodex können im kbo-Hinweisgeber- 
und Beschwerdekanal unter https://kbo.de/impressum gemeldet werden.  
 
Gegenüber Lieferanten, die diese Anforderungen nicht erfüllen, behält sich kbo das Recht vor, 
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, welche in letzter Konsequenz auch zur Aussetzung oder 
Beendigung der Lieferbeziehung führen können (§ 7 LkSG). 
 
 
III. Abhilfemechanismus 
 
Identifizieren die Vertragsparteien während der Laufzeit dieses Vertrages eine bereits einge-
tretene oder drohende Verletzung menschenrechtlicher oder umweltrechtlicher Belange, wel-
che der Lieferant kausal verursacht hat, werden die Vertragsparteien unverzüglich alle Maß-
nahmen ergreifen, um die (drohende) Verletzung zu beenden. Ist die Verletzung so beschaf-
fen, dass eine umgehende Beendigung nicht möglich ist, werden die Vertragsparteien unver-
züglich gemeinsam ein Konzept erstellen, um die Verletzung schnellstmöglich zu beenden 
oder zu minimieren, wobei dieses Konzept einen konkreten Zeitplan enthalten muss, innerhalb 
dessen der Lieferant verpflichtet ist, das erarbeitete Konzept umzusetzen („Abhilfekonzept“).  
 
Dabei wird kbo den Lieferanten bei der Umsetzung des Abhilfekonzepts in angemessener 
Weise und, soweit rechtlich zulässig, unterstützen. Für den Fall, dass es sich um eine schwer-
wiegende Verletzung menschen- oder umweltrechtlicher Belange handelt, behält sich kbo vor, 
die Geschäftsbeziehungen bis zur Beseitigung der Verletzung auszusetzen. Im Falle einer 
temporären Unterbrechung der Geschäftsbeziehungen sind die Vertragsparteien nicht ver-
pflichtet, ihren sich aus diesem Vertrag ergebenden Pflichten nachzukommen. kbo hat den 
Lieferanten schriftlich über die Unterbrechung der Geschäftsbeziehungen zu informieren. 
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IV. Kenntnisnahme und Einverständnis des Lieferanten 
 
Der Lieferant verpflichtet sich, verantwortungsvoll zu handeln und sich an die aufgeführten 
Grundsätze und Anforderungen zu halten. Sofern der Lieferant innerhalb seines Unterneh-
mens keinen Lieferantenkodex aufgestellt hat, verpflichtet er sich, diesen Lieferantenkodex in 
verständlicher Weise seinen Mitarbeitenden, Beauftragten und Subunternehmern zu kommu-
nizieren und alle erforderlichen Vorkehrungen für die Umsetzung der Anforderungen zu treffen. 
Der Lieferant verpflichtet sich zudem, diesen Lieferantenkodex oder alle darin enthaltenen 
Grundsätze in nicht weniger verbindlicher Form an Vorlieferanten weiterzugeben oder die Bin-
dung von Vorlieferanten an diese Grundsätze in anderer Form (etwa durch dokumentierte 
Überprüfung der Kodizes der Vorlieferanten) sicherzustellen. Sollte der Lieferant über einen 
eigenen Lieferantenkodex verfügen und diesen als Maßstab heranziehen, so ist sicherzustel-
len, dass dieser Kodex die hier genannten Grundsätze und Werte beinhalten.  
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Eigenerklärung zur Eignung 
(vom Bewerber/Bieter bzw. Mitglied der Bewerber-/Bietergemeinschaft auszufüllen sofern nicht eine EEE eingereicht wird oder ein anderer 
Eignungsnachweis zugelassen ist) 

Maßnahmennummer Vergabenummer 

Maßnahme 

Leistung 

Bewerber∗) 
Bieter*) 
Mitglied der Bewerber- bzw. 

    Bietergemeinschaft*)  
Nachunternehmer*)       
anderes Unternehmen*) 

(Name, Anschrift und Ust.-ID-Nr. des Unternehmens) 

I. Nichtvorliegen von Ausschlussgründen

Angabe über Ausschlussgründe gemäß § 42 VgV bzw. § 31 UVgO in Verbindung mit § 123 und § 124 GWB 

Ich/Wir erkläre(n), dass 
für mein/unser Unternehmen keine Ausschlussgründe gemäß § 123 oder § 124 GWB vorliegen 
zwar ist zu meinem/unseren Unternehmen ein Eintrag im Wettbewerbsregister gespeichert, jedoch hat 

mein/unser Unternehmen Maßnahmen zur Selbstreinigung ergriffen, die jederzeit nachprüfbar sind und der Regis-
terbehörde zur Prüfung vorgelegt werden. 

Ab einer Auftragssumme von 50.000 Euro (netto) wird der Auftraggeber bei der Registerbehörde im Bundeskartell-
amt abfragen, ob im Wettbewerbsregister Eintragungen zu dem Bieter, auf dessen Angebot der Zuschlag erteilt 
werden soll, gespeichert sind. 

Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversicherung 

Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir meine/unsere Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Bei-
träge zur gesetzlichen Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unterfallen, ordnungsgemäß 
erfüllt habe(n). 

*) zutreffendes ankreuzen 

26_024 IT

DriveLock Lizenzen
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Angabe zur Mitgliedschaft bei der Berufsgenossenschaft 

 Ich bin/Wir sind Mitglied der Berufsgenossenschaft. 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir eine Unbedenk-
lichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft des für mich zuständigen Versicherungsträgers vorle-
gen. 

Angabe zu Insolvenzverfahren und Liquidation 

 Ich/Wir erkläre(n), dass ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren weder 
beantragt noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde und sich mein/un-
ser Unternehmen nicht in Liquidation befindet. 

 Ein Insolvenzplan wurde rechtskräftig bestätigt, auf Verlangen werde(n) ich/wir ihn vorlegen. 

II. Befähigung und Erlaubnis zur Berufsausübung
Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes 

Ich bin/Wir sind in einem Berufs-/Handelsregister eingetragen. 
Ich bin/Wir sind nicht zur Eintragung in ein Berufs-/Handelsregister verpflichtet, kann/können aber auf 
andere Weise die erlaubte Berufsausübung nachweisen. 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir zur Bestätigung 
meiner/unserer Erklärung auf gesondertes Verlangen vorlegen: 
Gewerbeanmeldung, Berufs-/Handelsregisterauszug, Eintragung in der Handwerksrolle oder bei der Indust-
rie- und Handelskammer oder anderweitige sonstige Nachweise 

III. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
* Nachweis eines bestimmten Mindestjahresumsatzes, einschließlich eines bestimmten Mindest-

jahresumsatzes in dem Tätigkeitsbereich des Auftrags

Der geforderte Mindestjahresumsatz beträgt: €* 

Mein Jahresumsatz betrug: Jahr €, 

Jahr €, 

Jahr €, 

Der geforderte Mindestjahresumsatz in dem 

Tätigkeitsbereich des Auftrages beträgt:  €* 

Mein Jahresumsatz in diesem Bereich betrug: Jahr €, 

Jahr €, 

Jahr €. 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir eine Bestätigung 
eines vereidigten Wirtschaftsprüfers/Steuerberaters oder entsprechend testierte Jahresabschlüsse oder 
entsprechend testierte Gewinn- und Verlustrechnungen auf gesondertes Verlangen vorlegen. 

4

5

2023 6

2024

2025

1

2

2023 3

2024

2025

keine Anford.

keine Anford.
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* Information über die Bilanzen des Bewerbers/Bieters
Methoden und Kriterien für die transparente, objektive und nichtdiskriminierende Berücksichtigung des in
den Bilanzen angegebenen Verhältnisses zwischen Vermögen und Verbindlichkeiten*:

 Beigefügt übersende(n) ich/wir die Bilanz meines/unseres Unternehmens. 

* Nachweis einer Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung in bestimmter geeigneter Höhe
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir im Auftragsfall eine Berufshaft- oder Betriebshaftpflichtversicherung

für Personenschäden in Höhe von mindestens €*, 

für sonstige Schäden (Sach- und Vermögensschäden) in Höhe von mindestens €*, 

für €*, 

für €* 

abschließen werde(n).

Eine entsprechende Zusicherung der Versicherung bzw. einen entsprechenden Versicherungsnachweis 
werde(n) ich/wir auf gesondertes Verlangen übersenden. 
 

IV. Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

* Angabe geeigneter Referenzen über früher ausgeführte Liefer- und Dienstleistungen der in den
letzten höchstens drei Jahren erbrachten wesentlichen Leistungen

* Der Auftraggeber akzeptiert auch Referenzen, welche mehr als drei Jahre zurückliegen
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir in mindestens    * Fällen vergleichbare Leistungen erbracht habe(n).

1. Referenz: Bezeichnung der Leistung, des Auftragswertes, des Liefer- bzw. Erbringungszeitpunktes,
des Auftraggebers und des jeweiligen Ansprechpartners:

2. Referenz: Bezeichnung der Leistung, des Auftragswertes, des Liefer- bzw. Erbringungszeitpunktes,
des Auftraggebers und des jeweiligen Ansprechpartners:

5,0 Mio

1,0 Mio
1,0 MioSchäden durch Umwelteinwirkung 1,0 Mio

2
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3. Referenz: Bezeichnung der Leistung, des Auftragswertes, des Liefer- bzw. Erbringungszeitpunktes,
des Auftraggebers und des jeweiligen Ansprechpartners:

Es können auch mehr als drei Referenzen angegeben werden, diese sind dann auf gesonderter Anlage 
vorzunehmen. 

Falls das Angebot in die engere Wahl kommt, behält sich der Auftraggeber eine Überprüfung der Referen-
zen beim jeweiligen Vertragspartner/Ansprechpartner vor.  

* Angabe der technischen Fachkräfte oder der technischen Stellen, die im Zusammenhang mit der
Leistungserbringung eingesetzt werden sollen
Ich/Wir erkläre(n), dass mir/uns die für die Ausführung der Leistungen erforderlichen Fachkräfte zur Ver-
fügung stehen.

Angabe der technischen Fachkräfte, die die Leistung tatsächlich erbringen bzw. zu den Führungskräften 
des Unternehmens 

Namen der Personen mit Funktion 
(auch technische Leitung) 

Berufliche Qualifikation 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes 
Verlangen entsprechende Nachweise in Form von Studiennachweisen oder sonstigen Bescheinigungen 
bzw. Angaben wie Berufserfahrung und ausgeübten Tätigkeiten zu den Personen einreichen. 
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* Beschreibung der technischen Ausrüstung, der Maßnahmen zur Qualitätssicherung und der Un-
tersuchungs- und Forschungsmöglichkeiten des Unternehmens

Angabe der technischen Ausrüstung, der Maßnahmen zur Qualitätssicherung und der Untersuchungs- 
und Forschungsmöglichkeiten des Unternehmens 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes 
Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 

* Angabe des Lieferkettenmanagement- und Lieferkettenüberwachungssystems, das dem Unter-
nehmen zur Vertragserfüllung zur Verfügung steht

Angabe des Lieferkettenmanagement- und Lieferkettenüberwachungssystems, das dem Unternehmen 
zur Vertragserfüllung zur Verfügung steht: 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes 
Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 

* Bei komplexer Art der zu erbringenden Leistung oder bei solchen Leistungen, die ausnahms-
weise einem besonderen Zweck dienen sollen, eine Kontrolle, die vom öffentlichen Auftraggeber
oder in dessen Namen von einer zuständigen amtlichen Stelle im Niederlassungsstaat des Unter-
nehmens durchgeführt wird; diese Kontrolle betrifft die Produktionskapazität beziehungsweise
die technische Leistungsfähigkeit und erforderlichenfalls die Untersuchungs- und Forschungs-
möglichkeiten des Unternehmens sowie die von diesem für die Qualitätskontrolle vorgesehenen
Vorkehrungen.

Bitte Fragebogen zu LkSG beachten und ebenfalls ausfüllen - Dankeschön
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L 1240 
(Eigenerklärung zur Eignung – Liefer-/Dienstleistungen) 

© VHL Bayern –  Stand Juli 2026 6 von 9 

Folgende Kontrollen werden vom öffentlichen Auftraggeber oder in dessen Namen von einer zuständi-
gen amtlichen Stelle im Niederlassungsstaat des Unternehmens durchgeführt: 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes 
Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 

* Studien- und Ausbildungsnachweise sowie Bescheinigungen über die Erlaubnis zur Berufsaus-
übung für die Inhaberin, den Inhaber oder die Führungskräfte des Unternehmens, sofern diese
Nachweise nicht als Zuschlagskriterium bewertet werden.

Mein/Unser Unternehmen verfügt über folgende Bescheinigungen und Erlaubnisse zur Berufsausübung: 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes 
Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 
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L 1240 
(Eigenerklärung zur Eignung – Liefer-/Dienstleistungen) 

© VHL Bayern –  Stand Juli 2026 7 von 9 

* Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die das Unternehmen während der Auftragsausfüh-
rung anwendet.

Folgende Umweltmanagementmaßnahmen werde(n) ich/wir während der Auftragsausführung anwen-
den: 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes 
Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 

* Erklärung, aus der die durchschnittliche jährliche Beschäftigtenzahl des Unternehmens und die
Zahl seiner Führungskräfte in den letzten drei Jahren ersichtlich sind.
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir im Durchschnitt der letzten drei Jahre über folgende Anzahl von Beschäf-
tigten und Führungskräfte verfügte(n):

Anzahl der Beschäftigten Anzahl Führungspersonal 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes 
Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 
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L 1240 
(Eigenerklärung zur Eignung – Liefer-/Dienstleistungen) 

© VHL Bayern –  Stand Juli 2026 8 von 9 

* Erklärung, aus der ersichtlich ist, über welche Ausstattung, welche Geräte und welche techni-
sche Ausrüstung das Unternehmen für die Ausführung des Auftrags verfügt.

Mein/unser Unternehmen verfügt für die Ausführung des Auftrags über folgende Geräte und technische 
Ausrüstung 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir auf gesondertes 
Verlangen entsprechende Nachweise einreichen. 

* Angabe, welche Teile des Auftrags ich/wir als Unteraufträge zu vergeben beabsichtige(n).

Folgende Teile des Auftrags beabsichtige(n) ich/wir als Unteraufträge zu vergeben: 

* Bei Lieferleistungen Muster, Beschreibungen oder Fotografien der zu liefernden Güter.

Folgende Muster, Beschreibungen oder Fotografien der von mir/uns zu liefernden Güter habe(n) ich/wir 
beigefügt: 
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L 1240 
(Eigenerklärung zur Eignung – Liefer-/Dienstleistungen) 

© VHL Bayern –  Stand Juli 2026 9 von 9 

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir die Echtheit auf 
gesondertes Verlangen des öffentlichen Auftraggebers nachweisen. 

* Bei Lieferleistungen Bescheinigungen, die von als zuständig anerkannten Institutionen oder amt-
lichen Stellen für Qualitätskontrolle ausgestellt wurden, mit denen bestätigt wird, dass die durch
entsprechende Bezugnahmen genau bezeichneten Güter bestimmten technischen Anforderun-
gen oder Normen entsprechen.
Die Einhaltung der technischen Anforderungen oder Normen durch Bescheinigung hierzu anerkannter
Institutionen oder amtlicher Stellen wird bestätigt.

Falls mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot in die engere Wahl kommt, werde(n) ich/wir die Echtheit auf 
gesondertes Verlangen des öffentlichen Auftraggebers nachweisen. 

Mir/Uns ist bekannt, dass die jeweils genannten Bestätigungen oder Nachweise auf gesondertes Verlangen der 
Vergabestelle innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt werden müssen und mein(e)/unser(e) Bewerbung/Angebot 
ausgeschlossen wird, wenn die Unterlagen nicht vollständig innerhalb der gesetzten Frist vorgelegt werden. 

(Ort, Datum, Unterschrift) 1)

Bei elektronischer Versendung ohne Unterschrift gültig 

Hinweis: 
Bei den mit „ * „ gekennzeichneten Feldern hat die Vergabestelle durch Ankreuzen bzw. Eintrag festzulegen, ob und ggf. inwieweit der darin 

beschriebene Eignungsnachweis verlangt wird. 
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L 234 
  (Erklärung Bieter-/Arbeitsgemeinschaft) 

VHL Bayern – Stand Februar 2018 Seite 1 von 1 L 234 

 

Maßnahme  

Leistung  

Geschäftszeichen  

 

 

Erklärung der Bieter-/Arbeitsgemeinschaft 

 

Wir, die nachstehend aufgeführten Unternehmen einer Bietergemeinschaft 

 

Bevollmächtigter Vertreter 

 

Mitglied 

Ust-ID 

 

Weitere Mitglieder 

 

Mitglied 

Ust-ID 

 

Mitglied 

Ust-ID 

 

Mitglied 

Ust-ID 

 

beschließen, im Falle der Auftragserteilung eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden und erklären1, dass 
der bevollmächtigte Vertreter die Mitglieder gegenüber dem Auftraggeber rechtsverbindlich vertritt, zur 
Entgegennahme der Zahlungen mit befreiender Wirkung berechtigt ist und alle Mitglieder als 
Gesamtschuldner haften. 

 

 

 
    

Ort, Datum  Unterschrift 

 

 

 
    

Ort, Datum  Unterschrift 

 

 

 
    

Ort, Datum  Unterschrift 

 

 

 
    

Ort, Datum  Unterschrift 
 

1
 Die Bietergemeinschaft hat mit ihrem Angebot eine Erklärung aller Mitglieder in Textform abzugeben. 
Auf Verlangen der Vergabestelle ist eine von allen Mitgliedern unterzeichnete bzw. fortgeschritten oder qualifiziert 
signierte Erklärung abzugeben. 

Offenes Verfahren (EU)

DriveLock Lizenzen

26_024 IT
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L 235 
(Verzeichnis der Leistungen Unterauftragnehmer / anderer Unternehmen) 

VHL Bayern – Stand Dezember 2017 Seite 1 von 2 L 235 

Bieter Datum 

Maßnahme 

Leistung 

Geschäftszeichen 

Verzeichnis der Leistungen von Unterauftragnehmern bzw. anderer Unternehmen 
Ergänzung des Angebotsschreibens 

 Zur Ausführung der im Angebot enthaltenen Leistungen benenne(n) ich/wir Art und Umfang der 

Teilleistungen, für die ich mich/wir uns der Kapazitäten anderer Unternehmen bedienen werde(n). 

OZ / 
Leistungsbereich 

Beschreibung der Teilleistung 
Namen des Unternehmens 
(erst nach gesonderter Aufforderung 
der Vergabestelle) 

Eignungs-
leihe *) 
(Ja/Nein) 

∗) Sofern für die von einem Unterauftragnehmer zu erbringende Teilleistung der Bieter nicht geeignet ist, liegt ein 

Fall der Eignungsleihe hinsichtlich der technischen oder beruflichen Leistungsfähigkeit vor.  

Offenes Verfahren (EU)

DriveLock Lizenzen

26_024 IT

06.11.2026
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L 235 
 (Verzeichnis der LeistungenUnterauftragnehmer / anderer Unternehmen) 

VHL Bayern – Stand Dezember 2017 Seite 2 von 2 L 235 

 

Eignungsleihe im Hinblick auf die wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit. 

 

Bei der Ausführung des Auftrags beabsichtige(n) ich mich / wir uns im Rahmen der wirtschaftlichen 

und finanziellen Leistungsfähigkeit der Kapazitäten anderer Unternehmen zu bedienen. Hierzu 

benenne(n) ich / wir nachfolgend die Namen, den gesetzlichen Vertreter und die Kontaktdaten der 

hierzu vorgesehenen Unternehmen. 

 

Name, gesetzlicher Vertreter, Kontaktdaten 
des Unternehmens 

Angabe zu der von diesen Unternehmen 
überlassenen Eignung 
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L 236 
(Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen) 

VHL Bayern – Stand April 2016 Seite 1 von 1 L 236 

Bieter Datum 

Maßnahme 

Leistung 

Geschäftszeichen 

Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen 

Ich / Wir verpflichte(n) mich / uns gegenüber dem Auftraggeber, im Falle der Auftragsvergabe an den 

o.g. Bewerber / Bieter diesem mit den erforderlichen Kapazitäten meines / unseres Unternehmens für

den / die nachfolgenden Leistungsbereiche zur Verfügung zu stehen.

OZ / Leistungsbereich Beschreibung der (Teil)Leistung 

Ort, Datum, Unterschrift 

☐ Der Bewerber bzw. Bieter nimmt zum Nachweis seiner Eignung die wirtschaftliche und

finanzielle Leistungsfähigkeit meines / unseres Unternehmens in Anspruch. Ich / wir

verpflichten uns gegenüber dem Auftraggeber, im Falle der Auftragsvergabe an den o.g.

Bewerber / Bieter mit diesem gemeinsam für die Auftragsausführung zu haften.
1

Ort, Datum, Unterschrift 

Anmerkung: Sofern die Verpflichtungserklärung in Kopie oder als Telefax vorgelegt werden, behält 

sich die Vergabestelle vor, die Originale zu verlangen. 

1 
Diese Erklärung muss abgegeben werden, wenn sie in den Bewerbungsbedingungen gefordert ist. 

06.11.2026

Offenes Verfahren (EU)

DriveLock Lizenzen

26_024 IT
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Fragebogen LkSG Seite 1

Bietername

Datum:

Mustermann

dd.mm.yyyy

Nr. 
Teil I a Fragebogen LkSG

Vorgaben I 

Informationen 

Bieter Angabe | 

Ja/ Nein
Bieter Angabe | Freitext

0 Allgemeine Angaben

1 Name Bieter / Geschäftspartner, Anschrift Hauptsitz Freitext

2 sofern abweichend ggf. Sitz Vertragspartner Freitext

3 Produktionsstandort; sofern es sich um Produkte 

handelt bzw. sofern abweichend von 1 und 2
Freitext

3 Anzahl Mitarbeitende Freitext

4 Ist Ihr Unternehmen "verpflichtet"* im Sinne des 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG)?
Ja/Nein

5 Gibt es in Ihrem Unternehmen Hauptverantwortliche zu 

nachfolgenden Themen:

- Soziale Nachhaltigkeit

- Compliance

- ökologische Nachhaltigkeit bzw. und/oder

- veröffentlichen Sie einen CSR-/ Nachhaltig-

keitsbericht?

Ja/Nein entsprechende Erläuterungen bitte hier

6 Gibt es in Ihrem Unternehmen einen 

Beschwerdemechanismus - Beschwerdeverfahren (vgl. 

§8 LkSG)?

Ja/Nein entsprechende Erläuterungen bitte hier

7 Gibt es in Ihrem Unternehmen Unternehmensrichtlinien 

zu den Themen

- Arbeitsbedingungen und Menschenrechte bzw. 

Arbeitsschutzrichtline 

- Unternehmensethik

- Umweltschutz

Ja/Nein entsprechende Erläuterungen bitte hier

8 Gibt es Maßnahmen zur Umsetzung einer sicheren 

Lieferkette bzw. und/oder Kooperationen, Beitritte oder 

ähnliches? 

(z.B. UNGC, BSCI, FLA, E/D/E etc.)

Ja/Nein bitte benennen

9 Ist Ihr Unternehmen nach einer oder mehreren u.g. 

Normen zertifiziert? (Wenn ja - Bitte Angabe der Norm 

und Nachweis der Zertifikate)

- ISO9001

- ISO14001

- ISO27001

- ISO45001

- ISO50001

- SA8000

- EMAS 

 weitere ggf. bitte benennen

Ja/Nein bitte benennen und Zertifikate beifügen

10 Sofern relevant (Produkte) - Ist eines der nachfolgenden 

Materialien im ausgeschriebenen / angebotenen Produkt 

enthalten?

Aluminium/Bauxit Ja/Nein

Kobalt Ja/Nein

Kupfer Ja/Nein

Glas (Quarzsand) Ja/Nein

Gold Ja/Nein

Graphit (natürlich) Ja/Nein

Leder Ja/Nein

Lithium Ja/Nein

Glimmer Ja/Nein

Nickel Ja/Nein

Palladium Ja/Nein

Seltene Erden Ja/Nein

Gummi Ja/Nein

Stahl Ja/Nein

Eisen Ja/Nein

Tantal Ja/Nein

Wolfram Ja/Nein

Zinn Ja/Nein

Zink Ja/Nein

weitere ggf. bitte benennen. Ja/Nein

11
Gibt es eine Richtlinie für die verantwortungsbewußte 

Beschaffung dieser Rohstoffe
Ja/Nein bitte benennen ggf. beifügen

Vom Bieter auszufüllen!
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127 / L 127 / III.27 
(Erklärung Bezug Russland) 

© VHB | VHL | VHF Bayern – Stand Juni 2026 1 von 2 

Eigenerklärung Bezug Russland 
Entsprechend der Verordnung (EU) 2022/576 dürfen öffentliche Aufträge und Konzessionen nach dem 9. April 
2022 nicht an Personen oder Unternehmen vergeben werden, die einen Bezug zu Russland im Sinne der Vor-
schrift aufweisen. Dies umfasst sowohl unmittelbar als Bewerber, Bieter oder Auftragnehmer auftretende Per-
sonen oder Unternehmen als auch mittelbar, mit mehr als zehn Prozent, gemessen am Auftragswert, beteiligte 
Unterauftragnehmer, Lieferanten oder Eignungsverleiher. 

Ein Bezug zu Russland im Sinne der Vorschrift besteht 
a) durch die russische Staatsangehörigkeit des Bewerbers/Bieters oder die Niederlassung des Be-

werbers/Bieters in Russland,

b) durch die Beteiligung einer natürlichen Person oder eines Unternehmens, auf die eines der Kriterien
nach Buchstabe a zutrifft, am Bewerber/Bieter über das Halten von Anteilen im Umfang von mehr
als 50 Prozent,

c) durch das Handeln der Bewerber/Bieter im Namen oder auf Anweisung von Personen oder Unter-
nehmen, auf die die Kriterien der Buchstaben a) und/oder b) zutreffen.

Bereits vor dem 9. April 2022 geschlossene Verträge mit solchen Personen oder Unternehmen mit Bezug zu 
Russland dürfen nur bis zum 10. Oktober 2022 fortgeführt werden. 

Maßnahmennummer Vergabenummer 

Maßnahme oder Baumaßnahme 

Leistung 

☐1 Bewerber / Bieter 
☐1 Mitglied der Bewerber- bzw. 

    Bietergemeinschaft 
☐1 Auftragnehmer 
☐1

(Name, Anschrift und Ust.-ID-Nr. des Unternehmens) 

Ich/Wir erkläre(n), dass für mein/unser Unternehmen keiner der in den Buchstaben a) bis c) genannten Fälle 
zutrifft. 
Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir zur Ausführung des Auftrags für Teile der Leistung 

☐ nicht die Kapazitäten der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen in An-
spruch nehmen werde(n) / genommen habe(n) (Eignungsleihe).

☐ folgende Kapazitäten der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen in Anspruch
nehmen werde(n) / genommen habe(n) (Eignungsleihe).

☐ Die Leistungen keines Eignungsverleihers überschreiten zehn Prozent der Auftragssumme.

☐ Die Beauftragung ist aufgrund einer Ausnahme (Artikel 5k Absatz 2 der Verordnung (EU)
2022/576) zulässig.

1 Zutreffendes ankreuzen 

26_024 IT
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(Erklärung Bezug Russland) 
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☐ Der Vertrag wurde vor dem 9. April 2022 geschlossen und die Zusammenarbeit wird zum
10. Oktober 2022 beendet.

☐ keine der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als Nachunternehmen
beauftrage(n) / beauftragt habe(n).

☐ folgende der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als Nachunternehmen
beauftragen werde(n) / beauftragt habe(n).

☐ Die Leistungen keines Nachunternehmers überschreiten zehn Prozent der Auftragssumme.

☐ Die Beauftragung ist aufgrund einer Ausnahme (Artikel 5k Absatz 2 der Verordnung (EU)
2022/576) zulässig.

☐ Der Vertrag wurde vor dem 9. April 2022 geschlossen und die Zusammenarbeit wird zum
10. Oktober 2022 beendet.

☐ keine der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als Lieferanten beauf-
trage(n) / beauftragt habe(n).

☐ folgende der in den Buchstaben a) bis c) genannten Personen oder Unternehmen als Lieferanten beauf-
tragen werde(n) /beauftragt habe(n).

☐ Die Leistungen keines Lieferanten überschreiten zehn Prozent der Auftragssumme.

☐ Die Beauftragung ist aufgrund einer Ausnahme (Artikel 5k Absatz 2 der Verordnung (EU)
2022/576) zulässig.

☐ Der Vertrag wurde vor dem 9. April 2022 geschlossen und die Zusammenarbeit wird zum
10. Oktober 2022 beendet.

(Ort, Datum, Name, Unterschrift2) 

2 nur erforderlich, wenn diese Erklärung nicht Bestandteil eines Teilnahmeantrages / Angebotes ist 
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Auskunft aus dem Wettbewerbsregister

Welche Stellen sind in einem Verfahren über die Vergabe öffentlicher Aufträge zur Abfrage 
beim Wettbewerbsregister verpflichtet?

• Die Abfragepflicht nach § 6 Abs. 1 WRegG gilt für - öffentliche Auftraggeber i.S.d. § 99 
GWB. Diese sind verpflichtet, bei einem geschätzten Auftragswert ab 50.000 Euro ohne 
Umsatzsteuer vor Zuschlagserteilung in Bezug auf den Bieter, an den der Zuschlag erteilt 
werden soll, bei der Registerbehörde abzufragen.
• Die Abfragemöglichkeit besteht für die o.g. Auftraggeber auch unterhalb dieser 
Wertgrenzen sowie bzgl. der Bewerber im Rahmen eines Teilnahmewettbewerbs.
Wie erfolgt die konkrete Abfrage?
• Die Abfrage beim Wettbewerbsregister durch den Auftraggeber erfolgt über ein Web-Portal 
des Registers.
Auftraggeber sollen bei der Abfrage möglichst umfassende Angaben zu dem Unternehmen 
machen, auf das sich die Abfrage bezieht, damit die Identifizierung des gesuchten 
Unternehmens schnell und sicher erfolgen kann.
Die Angaben sollen daher nicht nur Firma, Rechtsform und Anschrift enthalten, sondern 
insbesondere auch die Register-Nummer einschließlich Registerart (z.B. HRB) und 
Registergericht (sog. „Register-Triple“) sowie die Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer. Diese Kennziffern sollten daher unbedingt schon in der 
Angebotsaufforderung/Bekanntmachung angefordert werden.

1. Name des Unternehmens

2. Unternehmensform

Juristische Person/Personenvereinigung (z.B. OHG, KG, GmbH, GmbH & Co KG)

(bitte weiter bei Punkt 3)

Natürliche Person / GbR

(bitte weiter bei Punkt 4)

3. Juristische Personen/Personenvereinigungen

Sitz der Firma

Anschrift der Firma 

Straße und Hausnummer 

PLZ und Ort

Handelsregisternummer

Registergericht

Umsatzsteuerident.nr.

26_024 IT
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4. Natürliche Person / GbR

Die Angaben werden für jeden Gesellschafter benötigt.

Bei mehr als drei Gesellschaftern machen Sie die erforderlichen Angaben bitte auf einer 

gesonderten Anlage und laden diese unter dem Arbeitsschritt „Anlagen“ im 

Angebotsassistenten hoch.

1. Gesellschafter

Geburtsname

Familienname

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Staatsangehörigkeit

Geburtsname der Mutter

2. Gesellschafter

Geburtsname

Familienname

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Staatsangehörigkeit

Geburtsname der Mutter

3. Gesellschafter

Geburtsname

Familienname

Vorname

Geburtsdatum

Geburtsort

Staatsangehörigkeit

Geburtsname der Mutter
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LEISTUNGSVERZEICHNIS
Ausschreibung 

06.11.2026 

Verfahren: 26_024 IT - DriveLock Lizenzen

SKONTO

Skonto zugelassen Ja 

Zahlungsziel
(falls zugelassen)

21  Tag(e)

Skonto __________  %

AUFLISTUNG ALLER POSITIONEN

ALLE PREISE SIND OHNE UMSATZSTEUER ANZUGEBEN

1 Gesamtsumme Preisblatt Position 1
Lizenzen + 2 Dienstleistungen + 3
Workshop USt. [%]

19%

Menge

1,00

Einheit

Gesamtkosten

Übertrag aus dem Preisblatt Excel Zeile F4

Einzelpreis  [EUR]

................
pro 1,00 Gesamtkosten

Gesamtpreis [EUR]

................

ANGEBOTSSUMME(N)

Summe exkl. Nachlass
(netto) ____________________

Nachlass
(netto) ____________________

Summe inkl. Nachlass
(netto) ____________________

Umsatzsteuer ____________________

Summe
(brutto) ____________________

Leistungsverzeichnis - 1/2
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LEISTUNGSVERZEICHNIS
Ausschreibung 

06.11.2026 

Verfahren: 26_024 IT - DriveLock Lizenzen

AUFLISTUNG ALLER DATEIANLAGEN ZU DEN POSITIONEN
Name Dateiname Größe MIME-Type

Leistungsverzeichnis - 2/2
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KRITERIENKATALOG
Ausschreibung 

06.11.2026 

Verfahren: 26_024 IT - DriveLock Lizenzen

EIGNUNGSKRITERIEN

1 Erklärung des Bieters  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Ich bin mir/wir sind uns bewusst, dass eine wissentliche falsche Angabe der vorstehenden Erklärung meinen/unseren Ausschluss von
weiteren Auftragserteilungen zur Folge hat.

[    ]  Keine Auswahl getroffen
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

2 Informationen zur KMU-Eigenschaft  [Mussangabe]

Zur Überprüfung Ihrer Mittelstandsförderungsmaß nahmen erhebt die Europäische Union (EU) bei allen ausschreibenden Stellen Daten
zum Ergebnis von Vergabeverfahren.
Bitte geben Sie hierzu an, ob Ihr Unternehmen die Eigenschaft als Kleinst-, kleines oder mittleres Unternehmen im Sinn der Empfehlung
2003/351/EG erfüllt.
Die maßgebenden Kriterien nach dieser Definition sind:
- Mitarbeiterzahl < 250 Personen
und
- Jahresumsatz <= 50. Mio. EUR oder Bilanzsumme <= 43 Mio. EUR

[    ]  Keine Angabe  (0)
[    ]  Ja  (0)
[    ]  Nein  (0)

Nur eine Antwort wählbar

3 Erklärung Insolvenz  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Ich/wir erkläre(n), dass für mein/unser Vermögen kein vorläufiger Insolvenzverwalter bestellt worden ist. (keine Weiterführung der
Geschäfte durch Insolvenzverwalter - § 22 InsO).

[    ]  Keine Auswahl getroffen
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

4 Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Ich erkläre, daß ich meiner/wir unserer Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetzlichen
Sozialversicherung (Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung) einschließlich der Unfallversicherung ordnungsgemäß
nachgekommen bin/sind.

[    ]  Keine Auswahl getroffen
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar

5 No-Spy-Erklärung  [Mussangabe]

Ausschlusskriterium

Ich/wir erkläre(n), dass ich/wir rechtlich und tatsächlich in der Lage bin/sind, im Falle eines Zuschlages die dann im Vertrag enthaltene
Verpflichtung einzuhalten, alle im Rahmen des Vertragsverhältnisses erlangten vertraulichen Informationen, Geschäfts- und
Betriebsgeheimnisse vertraulich zu behandeln, insbesondere nicht an Dritte weiterzugeben oder anders als zu vertraglichen Zwecken zu
verwerten. Insbesondere bestehen zum Zeitpunkt der Abgabe des Angebotes keine Verpflichtungen, Dritten solche Informationen zu
offenbaren oder in anderer Weise zugänglich zu machen.
Dies gilt nicht, soweit hierfür gesetzliche Offenlegungspflichten bestehen (etwa gegenüber Stellen der Börsenaufsicht,
Regulierungsbehörden oder der Finanzverwaltung), es sei denn, solche Offenlegungspflichten bestehen gegenüber ausländischen
Sicherheitsbehörden. In Zweifelsfällen werde(n) ich/wir die Vergabestelle auf die gesetzliche(n) Offenlegungspflicht(en) im Rahmen der
Abgabe der vorstehenden Erklärung hinweisen.
Ich/wir werden die Vergabestelle - nach Zuschlag den Auftraggeber - sofort schriftlich benachrichtigen, wenn sich hierzu eine Änderung
ergibt. Dies gilt insbesondere, wenn für mich/uns eine Notwendigkeit oder Verpflichtung entsteht oder ich/wir eine solche hätte(n)
erkennen können, die mich/uns an der Einhaltung der beschriebenen Vertraulichkeit hindern könnte.
Vertrauliche Informationen sind Informationen, die ein verständiger Dritter als schützenswert ansehen würde oder die als vertraulich
gekennzeichnet sind; dies können auch solche Informationen sein, die während einer mündlichen Präsentation oder Diskussion bekannt
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werden.
Vertrauliche Informationen dürfen ausschließlich zum Zweck der Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Vertrag eingesetzt werden. Die
Verpflichtung zur Vertraulichkeit gilt nicht für Informationen, die bereits rechtmäßig bekannt sind oder außerhalb des Vertrages ohne
Verstoß gegen eine Vertraulichkeitsverpflich tung bekannt werden.

[    ]  Keine Auswahl getroffen
[    ]  Ja
[    ]  Nein

Nur eine Antwort wählbar
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Typ Dateiname Größe MIME-Type

Dateianlage 2026 11 LV Drivelock.xlsx 70,21 KB xlsx

Dateianlage 2026 11 Preisblatt DriveLock.xlsx 529,45 KB xlsx

Dateianlage 40_Fragebogen LKSG.xlsx 19,58 KB xlsx

69


	Vergabeunterlagen
	Projektinformation
	Vertragsbedingungen/Formulare
	01_L 2110 Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes VgV 04_2022 v2
	02_L 212 Bewerbungsbedingungen für die Vergabe von Leistungen VgV KU (10_21)
	20_Datenschutzhinweise
	2026 11 Leistungsbeschreibung DriveLock VST
	2026 11 LV Drivelock
	2026 11 Preisblatt DriveLock
	EVB_IT_Cloud_AGB
	1 Gegenstand des Vertrages
	2 Art und Umfang der Leistungen
	3 Nutzungsverbote
	4 Leistungsort
	5 Zugriff/Speicherplatz
	6 Datenschutz, IT-Sicherheit und Vertraulichkeit
	7 Datensicherungsservice/Backup/Herausgabe- und Löschungsanspruch
	8 Verfügbarkeit
	9 Reportingpflichten
	10 Störungsklassifizierung
	11 Störungsbeseitigung
	12 Änderung der Leistung nach Vertragsschluss durch den Auftragnehmer
	13 Pflichten und Leistungen im Zusammenhang mit dem Vertragsende
	14 Nutzungsrechte
	15 Unterauftragnehmer
	16 Vergütung
	17 Mitwirkung des Auftraggebers
	18 Rechte des Auftraggebers bei Mängeln der Leistungen
	19 Haftungsbeschränkung
	20 Laufzeit und Kündigung
	21 Haftpflichtversicherung
	22 Zurückbehaltungs- und Leistungsverweigerungsrechte
	23 Textform
	24 Anwendbares Recht, Gerichtsstand

	015_MGUi Verhaltenskodex für Lieferanten Rev. 1
	L 1240 Eigenerklärung zur Eignung_0726
	12_L 234 Erklärung Bewerbergemeinschaft KU PDF Formular (09_18)
	13_L 235 Verzeichnis Leistungen und Kap anderer Unternehmen KU PDF Formular (12_17)
	14_L 236 Verpflichtungserklärung anderer Unternehmen KU PDF Formular (04_16)
	40_Fragebogen LKSG
	L_127_Erklaerung_Bezug_Russland_0626
	40_Auskunft Wettbewerbsregister
	1. Name des Unternehmens
	2. Unternehmensform
	3. Juristische Personen/Personenvereinigungen
	4. Natürliche Person / GbR


	Produkte/Leistungen
	Eignungskriterien
	Leistungskriterien
	Anlagen




